
5489

Jahrgang 1994 Ausgegeben am 26. August 1994 213. Stück

680. Bundesgesetz: Abgabenänderungsgesetz 1994
(NR: GP XVIII RV 1624 AB 1826 S. 172. BR: AB 4863 S. 589.)

681. Bundesgesetz: Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988, des Körperschaftsteuergesetzes 1988,
des Umgründungssteuergesetzes, des Bewertungsgesetzes 1955, des Normver-
brauchsabgabegesetzes, des Weinsteuergesetzes 1992, des Bundesgesetzes vom
26. November 1980, mit dem eine Sonderabgabe von Erdöl erhoben wird, der
Bundesabgabenordnung, des Abgabenverwaltungsorganisationsgesetzes sowie des
Finanzstrafgesetzes
(NR: GP XVIII RV 1701 AB 1816 S. 172. BR: AB 4854 S. 589.)

682. Bundesgesetz: Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 1987, der Bundesabgabenordnung, des
Gerichtsgebührengesetzes und des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes 1962
(NR: GP XVIII RV 1625 AB 1829 S. 172. BR: AB 4865 S. 589.)

680. Bundesgesetz, mit dem das Steuer-
reformgesetz 1993, das Einkommensteuer-
gesetz 1988, das Bundesgesetz über
steuerliche Sondermaßnahmen zur Förderung
des Wohnbaus, das Körperschaftsteuergesetz
1988, das Umgründungssteuergesetz, das Um-
satzsteuergesetz 1972, das Bewertungsgesetz
1955, das Erbschafts- und Schenkungs-
steuergesetz 1955, die Bundesabgaben-
ordnung, das Kommunalsteuergesetz 1993,
das Handelskammergesetz, das Allgemeine
Sozialversicherungsgesetz und das Gewerbli-
che Sozialversicherungsgesetz geändert werden

(Abgabenänderungsgesetz 1994)

Der Nationalrat hat beschlossen

Artikel I

S t e u e r r e f o r m g e s e t z 1 9 9 3

Das Steuerreformgesetz 1993, BGBl. Nr. 818/
1993, wird wie folgt geändert:

/ Im Artikel I entfällt Z 53 b.

2. Im Artikel I Z 68 entfalle in Punkt l die
Wortfolge „und 3"

3. Im Artikel III Z 14 werden folgende Sätze
angefügt:

„§ 18 Abs. l ist mit der Maßgabe anzuwenden,
daß die Buchwerte zunächst fortgeführt werden
können, wenn der sich bei Gegenüberstellung der
Buchwerte und der gemeinen Werte ergebende
Unterschiedsbetrag einer steuerfreien Rücklage

24

zugeführt wird. Die steuerfreie Rücklage ist in
jenem Wirtschaftsjahr gewinnerhöhend aufzulösen,
in dem erstmalig eine nachhaltige Verletzung der
Anwendungsvoraussetzungen im. Sinne des § 6 b
Abs. 4 vorliegt oder in dem die Steuerbefreiung des
§ 5 Z 14 aus anderen Gründen wegfällt."

Artikel II

E i n k o m m e n s t e u e r g e s e t z 1 9 8 8

Das Einkommensteuergesetz 1988, zuletzt geän-
dert durch BGBl. Nr. 818/1993, wird wie folgt
geändert:

l Im § 4 Abs. 4 Z 6 lautet der letzte Satz.

„Die letzten drei Sätze der Z 5 sind anzuwenden."

2. Im § 4 Abs. 11 Z 2 tritt an die Stelle der
Wortfolge „ist hinsichtlich der steuerfreien Rück-
lagen und steuerfreier Beträge gemäß §§9, 10, 11
und 12" die Wortfolge „sind hinsichtlich der
steuerfreien Rücklagen und steuerfreier Beträge
gemäß §§ 10, 11 und 12"

3. § 10 Abs. 10 letzter Satz lautet:

„Wird dieses Verzeichnis nicht mit der Steuerer-
klärung dem Finanzamt vorgelegt, geht aber aus
der Erklärung oder den ihr angeschlossenen
Beilagen hervor, daß der Steuerpflichtige einen
Investitionsfreibetrag in Anspruch nimmt, so hat
das Finanzamt dem Steuerpflichtigen eine Nach-
frist von zwei Wochen zur Vorlage des Verzeich-
nisses zu setzen."

367
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4. In § 11 Abs. 2, in § 12 Abs. 7 und in §14
Abs. 6 treten jeweils an die Stelle der Zitierung
„§ 9 Abs. 3 letzter Satz" die Zitierung „§ 10
Abs. 10 letzter Satz"

5. Im §17 Abs. l tritt an die Stelle der
Wortfolge „Ausgaben für den Eingang an Waren,
Rohstoffen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und
Zutaten (Umlaufvermögen)" die Wortfolge „Aus-
gaben für den Eingang an Waren, Rohstoffen,
Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und Zutaten, die
nach ihrer Art und ihrem betrieblichen Zweck in
ein Wareneingangsbuch (§ 128 BAO) einzutragen
sind oder einzutragen wären,"

6. § 17 Abs. 2 Z 2 lautet:
„2. die Umsätze (§ 125 Abs. l lit. a der Bundes-

abgabenordnung einschließlich der Umsätze
aus einer Tätigkeit im Sinne des § 22) des
vorangegangenen Wirtschaftsjahres nicht
mehr als 3 Millionen Schilling betragen,"

7 Im § 17 Abs. 2 wird als Z 3 angefügt:
„3. aus der Aufstellung der Betriebsausgaben

(§ 44 Abs. 4) hervorgeht, daß der Steuer-
pflichtige von der Pauschalierung Gebrauch
macht."

8. Im § 18 Abs. 4 Z 3 lautet der zweite Satz.

„Der Umtausch von Aktien gemäß den §§ 67, 179,
226 Abs. 7 und 233 des Aktiengesetzes und gemäß
§ l Abs. 2 des Gesetzes über die Spaltung von
Kapitalgesellschaften gilt insoweit nicht als Ent-
nahme aus dem Depot, als nicht bare Zuzahlungen
geleistet werden."

9. Im § 32 Z 2 wird folgender Satz angefügt:

„Wenn nach einem verstorbenen Arbeitnehmer an
dessen Rechtsnachfolger kein laufender Arbeitslohn
bezahlt wird, hat die Besteuerung von Bezügen auf
Grund der vom Arbeitgeber beim verstorbenen
Arbeitnehmer zu beachtenden Besteuerungsmerk-
male zu erfolgen. Soweit solche Bezüge in die
Veranlagung einzubeziehen sind, sind sie bei der
Veranlagung der Einkommensteuer des verstorbe-
nen Arbeitnehmers zu berücksichtigen."

10. Im § 45 Abs. l tritt an die Stelle des Betrages
von „l 000 S" der Betrag „4 000 S"

11 Im §47 Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Ein Dienstverhältnis ist weiters dann anzunehmen,
wenn bei einer Person, die an einer Kapitalgesell-
schaft nicht wesentlich im Sinne des § 22 Z 2
beteiligt ist, die Voraussetzungen des § 25 Abs. l
Z l lit. b vorliegen."

12. Im § 63 Abs. l letzter Satz wird vor dem
Punkt folgende Wortfolge eingefügt:

„und Vorauszahlungen festgesetzt werden"

13. Im § 66 Abs. 3 entfällt der zweite Satz.

13 a. Im §41 Abs. 4 letzter Satz tritt an die
Stelle der Zitierung „gemäß § 69 Abs. 2" die
Zitierung „gemäß § 69 Abs. 2 und 3"

14. § 77 Abs. l und 2 lautet:

„(1) Ist der Arbeitnehmer bei einem Arbeitgeber
im Kalendermonat durchgehend beschäftigt, ist der
Lohnzahlungszeitraum der Kalendermonat. Be-
ginnt oder endet die Beschäftigung während eines
Kalendermonats, so ist der Lohnzahlungszeitraum
der Kalendertag.

(2) Eine durchgehende Beschäftigung liegt
insbesondere auch dann vor, wenn der Arbeit-
nehmer während eines Kalendermonats regelmäßig
beschäftigt ist (aufrechtes Dienstverhältnis). Dabei
kann der Arbeitnehmer auch für einzelne Tage
keinen Lohn beziehen."

15. § 78 Abs. 2 lautet:

„(2) Arbeitgeber, die ihren Arbeitnehmern den
Arbeitslohn während eines Kalendermonats regel-
mäßig nur in ungefährer Höhe in Teilbeträgen
auszahlen (Abschlagszahlung) und erst für den
Kalendermonat eine genaue Lohnabrechnung
vornehmen, können die Lohnsteuer abweichend
von Abs. l erst bei der Lohnabrechnung ein-
behalten. Voraussetzung ist, daß die Lohnabrech-
nung bis zum 15. Tag des folgenden Kalender-
monats erfolgt. Das Finanzamt kann jedoch
anordnen, daß die Lohnsteuer gemäß Abs. l
einzubehalten ist."

.16. Im § 78 wird als Abs. 5 angefügt:

„(5) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer
spätestens mit der Lohnzahlung für den Lohn-
zahlungszeitraum eine Abrechnung für den im
Kalendermonat ausbezahlten Arbeitslohn auszu-
händigen. Diese Abrechnung hat zumindest folgen-
de Angaben zu enthalten.

— Bruttobezüge gemäß § 25,
— Beitragsgrundlage für Pflichtbeiträge gemäß

§ 16 Abs. l Z 3 lit. a, Z 4 und Z 5,
— Pflichtbeiträge gemäß § 16 Abs. l Z 3 lit. a,

Z 4 und 5,
— Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der

Lohnsteuer,
— Lohnsteuer."

17 Im § 79 Abs. l wird folgender Satz
angefügt:

„Die Lohnsteuer von Bezügen (Löhnen), die
regelmäßig wiederkehrend bis zum 15. Tag eines
Kalendermonats für den vorangegangenen Kalen-
dermonat ausbezahlt werden, gilt als Lohnsteuer,
die im vorangegangenen Kalendermonat einzube-
halten war."
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18. § 84 Abs. l lautet:

„(1) Der Arbeitgeber hat dem Finanzamt der
Betriebsstätte ohne besondere Aufforderung bis
31. Jänner des folgenden Kalenderjahres die
Lohnzettel, ausgefüllt auf dem amtlichen Vor-
druck, aller im Kalenderjahr beschäftigten Arbeit-
nehmer zu übermitteln. Wird der Betrieb veräu-
ßert, aufgegeben oder liegt eine Liquidation vor, so
hat die Übermittlung der Lohnzettel im Zuge der
Veräußerung, Aufgabe oder Liquidation zu
erfolgen. Die Übermittlung der Lohnzettel an das
Finanzamt der Betriebsstätte kann entfallen, wenn
die entsprechenden Daten im Wege des Daten-
trägeraustausches oder der automationsunterstütz-
ten Datenübermittlung gemeldet werden. Der
Bundesminister für Finanzen wird ermächtigt, den
Inhalt der Meldung und das Verfahren des
Datenträgeraustausches und der automationsunter-
stützten Datenübermittlung mit Verordnung fest-
zulegen. In der Verordnung kann vorgesehen
werden, daß sich der Arbeitgeber einer bestimm-
ten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privat-
rechtlichen Übermittlungsstelle zu bedienen hat."

19. Im 5 94 Z 6 lit. e tritt am Ende an die Stelle
eines Punktes ein Beistrich; folgende lit. d wird
eingefügt:

,,d) Einkünfte einer Mittelstandsfinanzierungsge-
sellschaft im Rahmen des § 5 2 14 des
Körperschaftsteuergesetzes 1988."

• 20. Im §102 Abs. 3 tritt an die Stelle der
Zitierung „gemäß § 33 Abs. l, 2 und 7" die
Zitierung „gemäß § 33 Abs. l und 7".

21. Es treten im $ 116 Abs. 3
a) in der Z 3 an die Stelle des Zitats „§ 14

Abs. 5 Z l" das Zitat „§ 14 Abs. 5 Z 4 lit. a",
b) in der Z 4 an die Stelle des Zitats „§14

Abs. 5 Z 2" das Zitat „§ 14 Abs. 5 Z 4 lit. b",
e) in der Z 5 an die Stelle des Zitats „§ 14

Abs. 5 Z 4" das Zitat „§ 14 Abs. 5 Z 4 lit. e".

21 a. § 127 lautet einschließlich der Überschrift:

„Wegfall der Lohnsteuerkarte

§ 127. (1) Die §§ 48 bis 61, 65 und 71 bis 75
sind für Lohn'zahlungszeiträume, die nach dem
31. Dezember 1993 enden, nicht mehr anzuwen-
den.

(2) Dem Arbeitgeber bis zum 31. Dezember
1993 vorgelegte Lohnsteuerkarten sind vom Arbeit-
geber bis zum 31. Dezember 1998 aufzubewahren
und in der Folge zu vernichten.

(3) Wurde vom Arbeitgeber im Jahre 1993 auf
Grund der Eintragung auf der Lohnsteuerkarte der
Alleinverdiener- oder Alleinerzieherabsetzbetrag
berücksichtigt, ist der Absetzbetrag vorerst ohne
Erklärung gemäß § 129 bis längstens 31. Dezember
1994 weiter zu berücksichtigen. Den Wegfall der
Voraussetzungen für die Berücksichtigung des

Alleinverdiener- oder des Alleinerzieherabsetzbe-
trages muß der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber
innerhalb eines Monats melden. Ab dem Zeitpunkt
der Meldung hat der Arbeitgeber den Allein-
verdiener- oder den Alleinerzieherabsetzbetrag
nicht mehr zu berücksichtigen."

21 b. Dem § 129 wird folgender § 130 angefügt:

„§ 130. § 3 Abs. l Z 5 lit. d in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit
1. Juli 1994 in Kraft."

22. Zl bis 9, 11, 12 und 19 bis 21 sind
anzuwenden,

1. wenn die Einkommensteuer veranlagt wird,
erstmalig bei der Veranlagung für das
Kalenderjahr 1994,

2. wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug eingehoben wird, für Lohn-
zahlungszeiträume, die nach dem 31. De-
zember 1993 enden.

23. Es sind weiters anzuwenden
1. Z 10 erstmalig auf Vorauszahlungen für das

Kalenderjahr 1995.
• 2. Z 13, 14 und 15 auf Lohnzahlungszeiträume,

die nach dem 30. April 1995 beginnen.
3. Z 16 auf Lohnzahlungszeiträume, die nach

dem 31. Dezember 1994 beginnen.
4. Z 17 mit der Maßgabe, daß Lohnsteuer-

abfuhren für Fälligkeitstage vor dem
15. September 1994 insoweit als zum maß-
geblichen Fälligkeitstag entrichtet gelten.

24. Z 21 a tritt mit dem Inkrafttreten
des Arbeitsmarktservice-Begleitgesetzes, BGBl.
Nr. 314/1994, in Kraft.

Artikel III

S t e u e r l i c h e S o n d e r m a ß n a h m e n zur
F ö r d e r u n g d e s W o h n b a u s

Das Bundesgesetz über steuerliche Sondermaß-
nahmen zur Förderung des Wohnbaus, BGBl.
Nr. 253/1993, wird wie folgt geändert:

1. § l Abs. l lautet:
„(1) Die Bestimmungen des § 18 des Ein-

kommensteuergesetzes 1988 betreffend junge
Aktien gelten auch für die Erstanschaffung junger
Aktien, Wandelschuldverschreibungen und Partizi-
pationsrechten im Sinne des Bankwesengesetzes
zur Förderung des Wohnbaus. § 18- Abs. 4 Z 3
zweiter Satz des Einkommensteuergesetzes 1988
gilt sinngemäß für die Ausübung des in der
Wandelschuldverschreibung eingeräumten Um-
tauschrechts."

2. $ l Abs. 2 Z l lautet:.
„1. Es müssen ausgegeben werden

a) junge Aktien und Wandelschuldverschrei-
bungen von Aktiengesellschaften, die
Bauträger im Sinne des § 18 Abs. l Z 3
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lit. a des Einkommensteuergesetzes 1988
sind (Bauträger) oder den Sektionen
„Geld- und Kreditwesen" oder „Gewer-
be" einer Kammer der gewerblichen
Wirtschaft angehören und deren Unter-
nehmensschwerpunkt nach der Satzung
sowie den Vorbereitungshandlungen oder
der tatsächlichen Geschäftsführung nach-
weislich die Finanzierung (Wohnbauban-
ken) oder die Errichtung von Wohnbau-
ten (Bauträger) ist;

b) Partizipationsrechte von Aktiengesell-
schaften, die den Sektionen „Geld- und
Kreditwesen" der gewerblichen Wirtschaft
angehören und die in lit. a angeführten
Voraussetzungen aufweisen.

Wandelschuldverschreibungen gleichzuhalten sind
Schuldverschreibungen, die von Wohnbaubanken
im Sinne der lit. a begeben werden und bei denen
den Gläubigern ein Umtauschrecht auf Aktien von
Bauträgern im Sinne der lit. a eingeräumt ist."

3. Im $ 2 erster Satz tritt an die Stelle der
Wortfolge „aus Aktien und Wandelschuldverschrei-
bungen," die Wortfolge „aus Aktien, Wandel-
schuldverschreibungen und Partizipationsrechten,".

4. -Im § 2 Z l tritt an die Stelle der Wortfolge
„der Aktien und Wandelschuldverschreibungen"
die Wortfolge „der Aktien, Wandelschuldverschrei-
bungen und Partizipationsrechte".

Artikel IV

Kö rp er s ch af ts t eu er g es e tz 1 9 8 8

Das Körperschaftsteuergesetz 1988, zuletzt
geändert durch BGBl. Nr. 818/1993, wird wie
folgt geändert:

1. Im § l Abs. 3 Z 2 und 3 treten jeweils an die
Stelle der Zitierung „§ 21 Abs. 2" die Zitierungen
„§ 21 Abs. 2 und 3".

2. S 6 b Abs. l Z 4 lautet:
„4. Die Satzung kann die Ausgabe von Genuß-

rechten (§ 174 des Aktiengesetzes) vorsehen,
wenn mit ihnen das Recht auf Beteiligung am
Gewinn und am Liquidationsgewinn der
Gesellschaft verbunden und der Gesamtnenn-
betrag der Genußrechte mit der Höhe des
aufgebrachten Grundkapitals beschränkt ist."

2 a. § 15 Abs. l letzter Satz lautet:

„Für die Lebensversicherung, die Krankenversiche-
rung und die nach Art der Lebensversicherung
betriebene Unfallversicherung sind die versiche-
rungstechnischen Rückstellungen unter Verwen-
dung der der Versicherungsaufsichtsbehörde
gemäß § 18 Abs. l und 2 bzw. § 18 d Abs. l und
2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes vorgelegten
oder mitgeteilten versicherungsmathematischen
Grundlagen zu berechnen."

2 b. Im §17 Abs. l tritt an die Stelle der
Wortfolge „Für Prämienrückerstattungen" die
Wortfolge „Für erfolgsabhängige Prämienrücker-
stattungen".

2 e. Im $ 17 Abs. 2 tritt in Z l an die Stelle der
Wortfolge „nach dem Geschäftsplan gesichert ist"
die Wortfolge „gesichert ist oder als gesichert gilt"
und lautet Z 3:

„3. Die ausschließliche Verwendung der Rück-
stellungen für erfolgsabhängige Prämienrück-
erstattung (Gewinnbeteiligung) gilt im
Lebens- und Krankenversicherungsgeschäft
und in dem nach Art der Lebensversicherung
betriebenen Unfallversicherungsgeschäft auch
als gesichert, wenn der Rückstellung mit
Zustimmung der Versicherungsaufsichtsbe-
hörde Beträge zur Deckung von Verlusten
entnommen werden dürfen."

3. Im 5 21 Abs. 2 Z 3 tritt am Ende an die Stelle
eines Punktes ein Beistrich; als Z 4 wird angefügt:

„4. für Einkünfte einer Mittelstandsfinanzierungs-
gesellschaft im Rahmen des § 5 Z 14."

4. § 24 Abs. 4 lautet:

„(4) Unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesell-
schaften — ausgenommen Organgesellschaften im
Sinne des § 9 Abs. 2 — haben für jedes volle
Kalendervierteljahr des Bestehens der unbeschränk-
ten Steuerpflicht eine Mindeststeuer von 3 750 S
zu entrichten. Die Mindeststeuer ist in dem
Umfang, in dem sie die tatsächliche Körperschaft-
steuerschuld übersteigt, wie eine Vorauszahlung im
Sinne des § 45 des Einkommensteuergesetzes 1988
im Ausmaß einer im Veranlagungszeitraum oder in
den folgenden sieben Veranlagungszeiträumen
entstehenden tatsächlichen Körperschaftsteuer-
schuld insoweit anzurechnen, als die tatsächliche
Körperschaftsteuerschuld die sich nach dem ersten
Satz für diesen Veranlagungszeitraum ergebende
Mindeststeuer übersteigt."

5. Z 4 ist erstmals für das Kalenderjahr 1994
anzuwenden.

Artikel V

U m g r ü n d u n g s s t e u e r g e s e t z

Im Umgründungssteuergesetz, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 818/1993, tritt im §16 Abs. 5
Z 3 an die Stelle des Zitates „Z 3" das Zitat „Z 4"
und in den §§ 20 Abs. 7 und .30 Abs. 3 jeweils an
die Stelle des Zitats „§ 10 Abs. 3" das Zitat „§ 10
Abs. 2".

Artikel VI

U m s a t z s t e u e r g e s e t z 1 9 7 2

Das Umsatzsteüergesetz 1972, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 818/1993, wird wie folgt
geändert:
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/. Im § 6 Z 18 wird folgender Satz angefügt: 6. Im § 21 wird folgender Abs. 6 eingefügt:
„Nicht unter die Steuerbefreiung fallen die
Umsätze, die nach § 20 Abs. 4 besteuert werden."

2. Im §'12 wird folgender Abs. 15 angefügt:

„(15) Eine Berichtigung des Vorsteuerabzuges
nach Abs. 10 ist nicht durchzuführen, wenn die auf
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten eines
Gegenstandes entfallende Vorsteuer 3 000 S nicht
übersteigt."

3. Im § 14 Abs. l Z l lit. e tritt an die Stelle der
Wortfolge „Vorsteuerbeträge für Lieferungen von
Waren, Rohstoffen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen
und Zutaten (Umlaufvermögen)" die Wortfolge
„Vorsteuerbeträge für Lieferungen von Waren,
Rohstoffen, Halberzeugnissen, Hilfsstoffen und
Zutaten, die nach ihrer Art und ihrem betrieb-
lichen Zweck in em Wareneingangsbuch (§ 128
BAO) einzutragen sind oder einzutragen wären,".

4. Im § 21 Abs. l erster Satz entfallen die Worte
„— soweit nicht Abs. 6 gilt —".

5. § 21 Abs. l zweiter Unterabsatz lautet:

„Für den Voranmeldungszeitraum Oktober (Fäl-
ligkeitstag 15. Dezember) eines jeden Kalenderjah-
res hat der Unternehmer neben der Vorauszahlung
für diesen Zeitraum eine Sondervorauszahlung in
Höhe von einem Elftel der Summe der Voraus-
zahlungen abzüglich der Überschüsse für Septem-
ber des vorangegangenen Kalenderjahres bis
August des laufenden Kalenderjahres zu entrich-
ten. Ergibt sich insgesamt ein Überschuß, so bleibt
dieser außer Ansatz. Die Sondervorauszahlung ist
auf die Vorauszahlung für den Voranmeldungszeit-
raum November des läufenden Kalenderjahres
(Fälligkeitstag 15. Jänner des folgenden Kalender-
jahres), frühestens aber am 15. Jänner des folgen-
den Kalenderjahres anzurechnen. Bei einem vier-
teljährlichen Voranmeldungszeitraum (Abs. 2) hat
der Unternehmer für den dritten Voranmeldungs-
zeitraum eines jeden Kalenderjahres (Fälligkeitstag
15. November) neben der Vorauszahlung für
diesen Zeitraum eine Sondervorauszahlung in
Höhe von einem Elftel der Summe der Voraus-
zahlungen abzüglich der Überschüsse für das dritte
und vierte Vierteljahr des vorangegangenen
Kalenderjahres und das erste und zweite Vier-
teljahr des laufenden Kalenderjahres zu entrichten.
Ergibt sich insgesamt ein Überschuß, so bleibt
dieser außer Ansatz. Die Sondervorauszahlung ist
auf die Vorauszahlung für das letzte Vierteljahr
des laufenden Kalenderjahres (Fälligkeitstag
15. Februar des folgenden Kalenderjahres), frühe-
stens aber am 15. Februar des folgenden Kalen-
derjahres anzurechnen. Hat der Unternehmer seine
gewerbliche oder berufliche Tätigkeit nur in einem
Teil der für die Heranziehung der Sondervoraus-
zahlung maßgeblichen Kalenderrnonate ausgeübt,
so ist die Summe der Vorauszahlungen dieses
Zeitraumes in eine Jahressumme umzurechnen."

„(6) Ein Kleinunternehmer (§ 6 Z 18), dessen
Umsätze nach § l Abs. l Z l und 2 im
Veranlagungszeitraum 100 000 S nicht überstei-
gen und der für den Veranlagungszeitraum keine
Steuer zu entrichten hat, ist von der Verpflichtung
zur Abgabe einer Steuererklärung befreit. Die
Durchführung einer Veranlagung ist nicht erfor-
derlich. Bei der Umsatzgrenze bleiben die Umsätze
aus Hilfsgeschäften einschließlich der Geschäfts-
veräußerungen außer Ansatz."

7. Z l ist auf steuerbare Umsätze im Sinne des
5 l Abs. l Z l und 2 des Umsatzsteuergesetzes
1972 anzuwenden, die in Veranlagungszeiträumen
ausgeführt werden, die nach dem 31. Dezember
1993 beginnen.

8. Z 2, 4 und 6 sind ab dem Veränlagungsjahr
19.94 anzuwenden.

9. Z 3 ist auf Veranlagungszeiträume anzuwen-
den, die nach dem 31. Dezember 1993 beginnen.

10. Z 5 ist erstmals für Fälligkeiten des Jahres
1994 anzuwenden.

Artikel VII

B e w e r t u n g s g e s e t z 1955

Das Bewertungsgesetz 1955, BGBl. Nr. 148,
zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 818/1993, wird
wie folgt geändert:

/. Im § 21 Abs. l Z l lit. b tritt an die Stelle des
letzten Beistrichs die Wortfolge „von dem zum
letzten Feststellungszeitpunkt festgestellten Ein-
heitswert abweicht (Wertfortschreibung) oder".

2. Zur Durchführung der Bestimmungen zur
Endbesteuerung bestimmter Wirtschaftsgüter ist
auf Antrag eine Wertfortschreibung der Einheits-
werte des Betriebsvermögens zum 1. Jänner 1993
durchzuführen, wobei die Wertgrenzen des $ 21

• Abs. l Z l lit. e des Bewertungsgesetzes 1955 nicht
anzuwenden sind. Bereits ergangene Einheitswert-
bescheide zum I.Jänner 1993 sind auf Antrag
durch geänderte zu ersetzen.

3. Z l ist auf Feststellungen nach dem
31. Dezember 1993 anzuwenden.

4. Z 2 ist auf Feststellungen nach dem
31. Dezember 1992 anzuwenden.

Artikel VIII

E r b s c h a f t s - u n d S c h e n k u n g s s t e u e r -
g e s e t z

Das Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz
1955, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 694/
1993, wird wie folgt geändert:

368
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1 In § 15 Abs. l Z 17 tritt an die Stelle des
Zitates „gemäß § 97 des Einkommensteuergesetzes
1988" das Zitat „gemäß § 97 Abs. l erster Satz
sowie § 97 Abs. 2 erster bis dritter Satz des
Einkommensteuergesetzes 1988, in der Fassung des
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 12/1993"

l a. § 16 Abs. 4 entfällt.
2. Z l ist auf Erwerbe von Todes wegen nach

Personen anzuwenden, die nach dem 31 De-
zember 1992 verstorben sind.

Artikel IX

B u n d e s a b g a b e n o r d n u n g

Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/
1961, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 818/
1993, wird wie folgt geändert:

1 Als § 90 a wird nach § 90 eingefügt:
„§ 90 a. (1) Soweit durch Verordnung zuge-

lassen, kann die Abgabenbehörde Akteneinsicht
(§ 90) auch in automationsunterstützter Form
gestatten. Diese Akteneinsicht ist gegen Kostener-
satz so zu ermöglichen, daß die Partei sowie der
von der Partei bevollmächtigte Notar, Rechtsan-
walt oder Wirtschaftstreuhänder auf Antrag der
Partei berechtigt werden, Daten dieser Partei im
Wege einer automationsunterstützten Datenüber-
tragung mit einem Datenendgerät abzufragen und
auszugeben.

(2) Die Bewilligung zur Abfrage darf nur unter
dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt werden und
kann mit Bedingungen und Auflagen, die der
Datensicherheit dienen, verbunden werden. Die
Bewilligung ist zu widerrufen, wenn sich die
tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse geän-
dert haben, die für die Erteilung der Bewilligung
maßgebend gewesen sind, oder wenn das Vor-
handensein dieser Verhältnisse zu Unrecht ange-
nommen worden ist.

(3) Der technische und organisatorische Ablauf
des dabei anzuwendenden Verfahrens sowie die
Höhe des Kostenersatzes sind durch Verordnung
zu bestimmen. In der Verordnung kann vorgesehen
werden, daß sich die Abgabenbehörde einer
bestimmten geeigneten öffentlich-rechtlichen oder
privatrechtlichen Übermittlungsstelle bedienen
kann.

(4) Der Bund leistet keine Gewähr für die
Richtigkeit der abgefragten Daten."

2. Im § 97 wird als Abs. 3 angefügt:
„(3) An Stelle der Zustellung der schriftlichen

Ausfertigung einer behördlichen Erledigung kann
deren Inhalt auch telegraphisch oder fernschriftlich
mitgeteilt werden. Darüber hinaus kann durch
Verordnung des Bundesministers für Finanzen die
Mitteilung des Inhalts von Erledigungen auch im
Wege automationsunterstützter Datenübertragung

oder in jeder anderen technisch möglichen Weise
vorgesehen werden, wobei zugelassen werden
kann, daß sich die Behörde einer bestimmten
geeigneten öffentlich-rechtlichen oder privatrechtli-
chen Übermittlungsstelle bedienen darf. In der
Verordnung sind technische oder organisatorische
Maßnahmen festzulegen, die gewährleisten, daß
die Mitteilung in einer dem Stand der Technik
entsprechenden sicheren und nachprüfbaren Weise
erfolgt und den Erfordernissen des Datenschutzes
genügt. Die Mitteilung des Inhalts von Erledigun-
gen in der durch Verordnung vorgesehenen Weise
ist überdies nur zulässig, wenn ihr der Empfänger
für das Verfahren, in dem die Erledigung ergeht,
ausdrücklich und schriftlich zugestimmt hat; sie hat
an das vom Empfänger bekanntgegebene Emp-
fangsgerät zu erfolgen. Mit der Zustimmung
übernimmt der Empfänger auch die Verantwor-
tung für die Datensicherheit des mitgeteilten
Inhalts der Erledigung im Sinne des Datenschutz-
gesetzes. § 96 letzter Satz gilt sinngemäß."

3. Im § 212 a Abs. 9 lit. a tritt an die Stelle des
Wortes „festgesetzt" das Wort „fortgesetzt"

4. Im § 308 entfällt der Abs. 5.

Artikel X

K o m m u n a l s t e u e r g e s e t z

Das Kommunalsteuergesetz 1993, BGBl.
Nr. 819, wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 Abs. l lautet der dritte Satz.
„Als Unternehmer und Unternehmen gelten stets
und in vollem Umfang Körperschaften im Sinne
des § 7 Abs. 3 des Körperschaftsteuergesetzes
1988, Stiftungen sowie Mitunternehmerschaften
im Sinne des Einkommensteuergesetzes 1988 und
sonstige Personengesellschaften."

2. Im § 8 Z 2 wird als letzter Satz angefügt:

„§ 5 Abs. 3 letzter Satz ist sinngemäß anzuwen-
den."

3. § U Abs. l lautet:
„(1) Die Steuerschuld entsteht mit Ablauf des

Kalendermonats, in dem Lohnzahlungen gewährt
worden sind. Lohnzahlungen, die regelmäßig
wiederkehrend bis zum 15. Tag eines Kalender-
monats für den vorangegangenen Kalendermonat
gewährt werden, sind dem vorangegangenen
Kalendermonat zuzurechnen."

4. Z 3 ist mit der Maßgabe anzuwenden, daß
Lohnsummensteuerbeträge und Kommunalsteuer-
beträge für Fälligkeitstage vor dem 15. September
1994 insoweit als zum maßgeblichen Fälligkeitstag
entrichtet gelten. Wurden Arbeitslöhne abweichend
von der Z 3 nicht dem Kalendermonat Dezember
1993, sondern dem Kalendermonat Jänner 1994
zugerechnet, so ist folgendermaßen vorzugehen.
Der Unterschiedsbetrag zwischen der für Jänner
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1994 berechneten Kommunalsteuer und der sich
aus der Anwendung der Z 3 für Dezember 1993
ergebenden Lohnsummensteuer gilt insoweit als
Kommunalsteuer mit dem Fälligkeitstag 15. Sep-
tember 1994.

Artikel XI

H a n d e l s k a m m e r g e s e t z

Das Handelskammergesetz, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 958/1993, wird wie folgt geän-
dert:

1. Im § 57 Abs. l wird zwischen dem ersten und
zweiten Satz folgender Satz eingefügt:

„Ist an einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts ein
Kammermitglied, dem für die im Rahmen der
Gesellschaft ausgeübten Tätigkeit keine Unter-
nehmereigenschaft im Sinne der Umsatzsteuer
zukommt, gemeinsam mit einer oder mehreren
physischen oder juristischen Personen beteiligt, so
gelten die Umsätze der Gesellschaft bürgerlichen
Rechts als Bemessungsgrundlage für die Umlage;
diesfalls kann die Erhebung der Umlage bei der
Gesellschaft bürgerlichen Rechts erfolgen."

2. § 57 Abs. l Z l lautet:

„l. Die für die Umsatzsteuer geltenden Abgaben-
vorschriften ausgenommen § 4 Abs. 7, § 20
Abs. l vierter Satz und § 21 UStG 1972 sind
sinngemäß anzuwenden."

Artikel XII

A l l g e m e i n e s S o z i a l v e r s i c h e r u n g s g e -
s e t z

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 665/1994, wird
wie folgt geändert:

/. § 44 Abs. 2 erster Satz lautet:

„(2) Beitragszeitraum ist der Kalendermonat, der
einheitlich mit 30 Tagen anzunehmen ist."

2. Im § 59 Abs. l erster Satz und im § 59 Abs. 3
erster Satz wird die Wortfolge „von elf Tagen"
jeweils durch die Wortfolge „von 15 Tagen"
ersetzt; § 59 Abs. 3 letzter Satz entfällt.

3. Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bestehende Satzungsregelung im
Sinne des § 59 Abs. 3 letzter Satz in der bis zum
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes geltenden
Fassung bleiben aufrecht.

4. Z l ist auf Beitragszeiträume anzuwenden, die
.nach dem 30. April 1995 beginnen.

Artikel XIII

G e w e r b l i c h e s S o z i a l v e r s i c h e r u n g s -
g e s e t z

Das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz,
zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 21/1994, wird
wie folgt geändert:

In § 35 Abs. 5 erster Satz wird die Wortfolge
„von elf Tagen" durch die Wonfolge „von
15 Tagen" ersetzt.

Klestil

Vranitzky

681. Bundesgesetz, mit dem das Einkommen-
steuergesetz 1988, das Körperschaftsteuerge-
setz 1988, das Umgründungssteuergesetz, das
Bewertungsgesetz 1955, das Normverbrauchs-
abgabegesetz, das Weinsteuergesetz 1992, das
Bundesgesetz vom 26. November 1980, mit
dem eine Sonderabgabe von Erdöl erhoben
wird, die Bundesabgabenordnung, das Abga-
benverwaltungsorganisationsgesetz sowie das

Finanzstrafgesetz geändert werden
Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Einkommensteuergesetz 1988

Das Einkommensteuergesetz 1988, zuletzt geän-
dert durch BGBl. Nr. 680/1994, wird wie folgt
geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Z 2 lit. e lautet der zweite Satz:

„Die Forderungen wurden aus Umsätzen gemäß
§ 6 Abs. l Z l, § 6 Abs. l 2 3 lit. b, § 6 Abs. l 2 5
des Umsatzsteuergesetzes 1994, aus diesen Umsät-
zen entsprechenden innergemeinschaftlichen Liefe-
rungen und sonstigen Leistungen gemäß Arti-
kel VII des Umsatzsteuergesetzes 1994 sowie aus
Leistungen im Ausland an ausländische Abnehmer
(§ 7 Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes 1994) erwor-
ben."

b) In Z 11 lautet der Klammerausdruck „(§ 12
Abs. l und Artikel 12 des Umsatzsteuergesetzes
1994)".

e) In Z 12 tritt an die Stelle der Wortfolge
„wenn die Vorsteuer nach § 12 Abs. 10 und 11 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 berichtigt wird;" die
Wonfolge „wenn die Vorsteüer nach § 12 Abs. 10
und 11 des Umsatzsteuergesetzes 1994 berichtigt
wird;"



5496 213. Stück — Ausgegeben am 26. August 1994 — Nr. 681

2. Im § 20 Abs. l Z 3 lautet der letzte Satz.

„Als Ausfuhrumsätze gelten Umsätze gemäß § 6
Abs. l Z l des Umsatzsteuergesetzes 1994, inner-
gemeinschaftliche Lieferungen und sonstige Lei-
stungen gemäß Artikel 7 des Umsatzsteuergesetzes
1994 sowie Leistungen, die im Ausland an
ausländische Abnehmer (§ 7 Abs. 2 des Umsatz-
steuergesetzes 1994) erbracht werden."

3. Nach § 94 wird als § 94 a eingefügt:

„§ 94 a. (1) Der zum Abzug Verpflichtete (§ 95
Abs. 3) hat insoweit keine Kapitalertragsteuer
abzuziehen, als folgende Voraussetzungen vorlie-
gen:

l Der zum Abzug Verpflichtete ist eine
unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesell-
schaft (Tochtergesellschaft), an deren
Grund- oder Stammkapital eine unter Z 3
fallende Muttergesellschaft nachweislich in
Form von Gesellschaftsanteilen unmittelbar
mindestens zu einem Viertel beteiligt ist.

2. Bei den Kapitalerträgen handelt es sich um
Gewinnanteile (Dividenden), Zinsen und
sonstige Bezüge aus Aktien oder Anteilen an
Gesellschaften mit beschränkter Haftung.

3. Die Muttergesellschaft ist eine ausländische
Gesellschaft, die die in der Anlage 2 zu
diesem Bundesgesetz vorgesehenen Voraus-
setzungen des Artikels 2 der Richtlinie
Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli
1990 (AB1. EG Nr. L 225 S. 6) in der
Fassung des Vertrages über den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union erfüllt.

4. Die in Z l genannte Beteiligung muß
während eines ununterbrochenen Zeitraumes
von mindestens zwei Jahren bestehen.

(2) Abweichend von Abs. l hat der zum Abzug
Verpflichtete die Kapitalertragsteuer in folgenden
Fällen einzubehalten.

1. Im Zeitpunkt der Gewinnausschüttung ist die
Frist von zwei Jahren (Abs.1 Z 4) noch nicht
abgelaufen.

2. Es liegen Gründe vor, wegen derer der
Bundesminister für Finanzen dies zur Verhin-
derung von Steuerhinterziehungen und Miß-
bräuchen (§ 22 der Bundesabgabenordnung)
sowie in den Fällen verdeckter Ausschüttun-
gen (§ 8 Abs. 2 des Körperschaftsteuergeset-
zes 1988 durch Verordnung anordnet.

In diesen Fällen ist eine der Richtlinie (Abs. l Z 3)
entsprechende Entlastung von der Kapitalertrag-
steuer auf Antrag der Muttergesellschaft oder der
Tochtergesellschaft durch ein Steuerrückerstat-
tungsverfahren herbeizuführen."

3 a. Die Anlage zu § 4 Abs. 4 Z 2 lit. b des
Einkommensteuergesetzes 1988 erhält die Bezeich-
nung „Anlage l (zu § 4 Abs. 4 Z 2 lit. b)" Als
weitere Anlage wird angefügt:

„Anlage 2

(zu § 94 a Abs. l Z 3 EStG)

Gesellschaften im Sinne des- Artikels 2 der Richt-
linie Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli
1990 (AB1. EG Nr. L 255 S. 6) über das gemein-
same Steuersystem der Mutter- und Tochtergesell-

schaften verschiedener Mitgliedstaaten

Gesellschaften im Sinne des Artikels 2 der
genannten Richtlinie ist jede Gesellschaft, die

l eine der angeführten Formen aufweist:
a) Die Gesellschaften belgischen Rechts mit

der Bezeichnung: naamloze vennoot-
schap/societe anonyme, commenditaire
vennootschap op aandelen/societe en
commandite par actions, besloten ven-
nootschap mit beperkte aansprakelijkheid/
societe privee ä responsabilite limitiee
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaf-
ten, deren Tätigkeit unter das Privatrecht
fällt;

b) die Gesellschaften dänischen Rechts mit
der Bezeichnung: aktieselskab, anparts-
selskab;

c) die Gesellschaften deutschen Rechts mit
der Bezeichnung: Aktiengesellschaft,
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung, berg-
rechtliche Gewerkschaft;

d) die Gesellschaften griechischen Rechts mit
der Bezeichnung: anonymi etairia;

e) die Gesellschaften spanischen Rechts mit
der Bezeichnung: sociedad anönima,
sociedad comanditaria por acciones,
sociedad de responsabilidad limitada
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaf-
ten, deren Tätigkeit unter das Privatrecht
fällt;

f) die Gesellschaften französischen Rechts
mit der Bezeichnung: societe anonyme,
societe en commandite par actions, societe
ä responsabilite limitiee sowie die staat-
lichen Industrie- und Handelsbetriebe und
-unternehmen;

g) die Gesellschaften irischen Rechts mit der
Bezeichnung: public companies limited by
shares or by guarantee, private companies
limited by shares or by guarantee, gemäß
den Industrial and Provident Societies
Acts eingetragene Einrichtungen oder
gemäß den Building Societies Acts einge-
tragene „building societies";

h) die Gesellschaften italienischen Rechts mit
der Bezeichnung: societä per azioni,
societä in accomandita per azioni, societä
a responsabilitä limitata sowie die staat-
lichen und privaten Industrie- und Han-
delsunternehmen;

i) die Gesellschaften luxemburgischen
Rechts mit der Bezeichnung: societe
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anonyme, societe en commandite par
actions, societe ä responsabilite limitiee;

j) die Gesellschaften niederländischen
Rechts mit der Bezeichnung: naamloze
vennootschap, besloten vennootschap met
beperkte aansprakelijkheid;

k) die Gesellschaften protugiesischen Rechts
in Form von Handelsgesellschaften, zivil-
rechtlichen Handelsgesellschaften oder
Genossenschaften sowie die öffentlichen
Unternehmen;

1) die nach dem Recht des Vereinigten
Königreichs gegründeten Gesellschaften;

m) die Gesellschaften österreichischen Rechts
mit der Bezeichnung: Aktiengesellschaft,
Gesellschaft mit beschränkter Haftung;

n) die Gesellschaften finnischen Rechts mit
der Bezeichnung: osakeyhtiö/aktiebolag,
osuuskunta/andelslag, säästöpankki/spar-
bank and vakuutusyhtiö/föfsäkringsbolag;

o) die Gesellschaften norwegischen Rechts
mit der Bezeichnung: aksjeselskap;

p) die Gesellschaften schwedischen Rechts
mit der Bezeichnung: aktiebolag, bank-
aktiebolag, försäkringsaktiebolag.

2. nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaats in
bezug auf den steuerlichen Wohnsitz als in
diesem Staat ansässig und auf Grund eines
mit einem dritten Staat geschlossenen Dop-
pelbesteuerungsabkommens in bezug auf den
steuerlichen Wohnsitz nicht als außerhalb der
Gemeinschaft ansässig betrachtet wird und

3. ohne Wahlmöglichkeit einer der nachstehen-
den Steuern
vennootschapsbelasting/impöt des societes in
Belgien,
selskabsskat in Dänemark,
Körperschaftsteuer in Deutschland,
foros eisodimatos nomikon prosopon kerdo-
skopikoy charaktira in Griechenland,,
impuesto sobre sociedades in Spanien,
impöt sur les societes in Frankreich,
corporation tax in Irland,
imposta sul reddito delle persone giuridiche in
Italien,
impöt sur le revenu des collectivites in
Luxemburg,
vennootschapsbelasting in den Niederlanden,
imposto sobre o rendimento das pessoas
colectivas in Portugal,
corporation tax im Vereinigten Königreich,
Körperschaftsteuer in Österreich,
Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten for -sam-
fund in Finnland,
Skatt av alminnelig inntekt in Norwegen,
Statlig inkomstskatt in Schweden,
oder irgendeiner Steuer, die eine dieser
Steuern ersetzt, unterliegt, ohne davon
befreit zu sein."

4. Es sind anzuwenden

a) Z l au f Erwerbe • sowie Anschaffungen und
Herstellungen,

b) Z 2 auf Ausfuhrumsätze, die nach dem
Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union *) vorgenom-
men bzw. erbracht werden,

e) Z 3 auf Ausschüttungen, die nach dem
Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union zufließen.

Artikel II

Körperschaftsteuergesetz 1988

Das Körperschaftsteuergesetz 1988, zuletzt
geändert durch BGBl. Nr. 680/1994, wird wie
folgt geändert:

1. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 Z l lautet:

„1. Eine internationale Schachtelbeteiligung liegt
vor, wenn unter § 7 Abs. 3 fallende Steuer-
pflichtige nachweislich in Form von Gesell-
schaftsanteilen unmittelbar mindestens zu
einem Viertel beteiligt sind
a) an ausländischen Gesellschaften, die einer

inländischen Kapitalgesellschaft vergleich-
bar sind,

b) an anderen ausländischen Körperschaften,
die die in der Anlage 2 zum Einkommen-
steuergesetz 1988 vorgesehenen Voraus-
setzungen des Artikels 2 der Richtlinie
Nr. 90/435/EWG des Rates vom 23. Juli
1990 (ABl. EG Nr. L 225 S 6) in der
Fassung des Vertrages über den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union
erfüllen."

b) In Abs. 2 Z 2 lit. a lautet der zweite Satz:

„Voraussetzung ist, daß die Beteiligung seit
mindestens zwölf Monaten ununterbrochen vor
jenem Bilanzstichtag bestanden hat, der dem für
die Ermittlung des Einkommens maßgeblichen
Bilanzstichtag unmittelbar vorangegangen ist."

e) Als Abs. 3 wird angefügt:

„(3) Abweichend von Abs. 2 sind Erträge aus
internationalen Schachtelbeteiligungen nicht von
der Körperschaftsteuer befreit, wenn Gründe
vorliegen, wegen derer der Bündesminister für
Finanzen dies zur Verhinderung von Steuerhinter-
ziehungen und Mißbräuchen (§ 22 der Bundes-
abgabenordnung) durch Verordnung anordnet.
Das Vorliegen derartiger Gründe kann insbeson-
dere dann angenommen werden, wenn

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
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— der Unternehmensschwerpunkt der ausländi-
schen Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar
darin besteht, Einnahmen aus Zinsen, aus der
Überlassung beweglicher körperlicher oder
unkörperlicher Wirtschaftsgüter und aus der
Veräußerung von Beteiligungen zu erzielen,

— das Einkommen der ausländischen Gesell-
schaft hinsichtlich der Ermittlung der
Bemessungsgrundlage bzw hinsichtlich der
Steuersätze keiner der österreichischen Kör-
perschaftsteuer vergleichbaren ausländischen
Steuer unterliegt, und

— nicht nachgewiesen wird, daß an der
Körperschaft unmittelbar oder mittelbar
überwiegend natürliche Personen beteiligt
sind, bei denen das Besteuerungsrecht der
Republik Österreich hinsichtlich der Ein-
kommensteuer im Verhältnis zu anderen
Staaten eingeschränkt ist.

In diesem Fall ist eine Entlastung von einer der
Körperschaftsteuer entsprechenden ausländischen
Steuer folgendermaßen herbeizuführen. Die als
Vorbelastung der Ausschüttung anzusehende aus-
ländische Steuer wird auf Antrag auf jene
inländische Körperschaftsteuer angerechnet, die
auf die aus der internationalen Schachtelbeteili-
gung bezogenen Einkünfte entfällt. Die anrechen-
bare ausländische Steuer ist bei Ermittlung der
Einkünfte den Erträgen aus der internationalen
Schachtelbeteiligung hinzuzurechnen."

2. S 21 Abs. l Z 2 lautet:
„2. Bei beschränkt Steuerpflichtigen gilt hinsicht-

lich jener Einkünfte, die einer im Inland
unterhaltenen Betriebsstätte zuzurechnen
sind, folgendes:
a) Handelt es sich bei der beschränkt

steuerpflichtigen Körperschaft um eine
Gesellschaft, die die in der Anlage 2
zum Einkommensteuergesetz 1988 vorge-
sehenen Voraussetzungen des Artikels 2
der Richtlinie Nr. 90/435/EWG des
Rates vom 23. Juli 1990 (AB1. EG Nr.
L 225 S. 6) in der Fassung des Vertrages
über den Beitritt Österreichs zur Euro-
päischen Union erfüllt, ist abweichend von
der Z l § 10 sinngemäß anzuwenden.

b) Besteht hinsichtlich der Betriebsstätte nach
handelsrechtlichen Vorschriften eine Ver-
pflichtung zur Buchführung, sind alle
Einkünfte als gewerbliche Einkünfte zu
behandeln. Der Gewinn ist nach § 5 des
Einkommensteuergesetzes 1988 zu ermit-
teln."

3. Z l und 2 sind auf Beteiligungserträge
anzuwenden, die nach dem Inkrafttreten des
Vertrages über den Beitritt Österreichs zur Euro-
päischen Union *) vereinnahmt werden.

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Artikel III

Umgründungssteuergesetz

Das Umgründungssteuergesetz, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 680/1994, wird wie folgt
geändert:

1 Im § l Abs. l Z 4 tritt an die Stelle der
Wortfolge „hinsichtlich inländischer Betriebsstät-
ten" die Wortfolge „hinsichtlich inländischer
Betriebsstätten und sonstiger Vermögensteile".

l a. Im § 2 Abs. 2 Z 2 tritt an die Stelle der
Wortfolge „das Betriebsvermögen" die Wortfolge
„das Betriebsvermögen und sonstige Vermögens-
teile"

2. § 7 Abs. l lautet:

„(1) Umwandlungen im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind

l errichtende Umwandlungen nach dem
Umwandlungsgesetz, BGBl. Nr. 187/1954,
wenn ein Betrieb übertragen wird,

2. verschmelzende Umwandlungen nach dem
Umwandlungsgesetz, BGBl. Nr. 187/1954,
wenn
— ein Betrieb übertragen wird oder
— Hauptgesellschafter eine unter § 7 Abs. 3

des Körperschaftsteuergesetzes 1988 fal-
lende Körperschaft oder eine ausländische
Gesellschaft eines Mitgliedstaates der
Europäischen Union, die die in der
Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgese-
henen Voraussetzungen des Artikels 3 der
Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates
vom 23. Juli 1990 (AB1. EG Nr. L 225
S. 1) in der Fassung des Vertrages über
den Beitritt Österreichs zur Europäischen
Union erfüllt, ist; inländisches Vermögen
ist dabei stets wie Betriebsvermögen zu
behandeln,

3. vergleichbare Umwandlungen ausländischer
Körperschaften im Ausland hinsichtlich inlän-
discher Betriebsstätten oder sonstiger Vermö-
gensteile.

Voraussetzung ist, daß die Möglichkeit der
Besteuerung der stillen Reserven beim Rechtsnach-
folger nicht eingeschränkt wird oder daß der
Rechtsnachfolger eine ausländische Gesellschaft
eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, die
die in der Anlage zu diesem Bundesgesetz
vorgesehenen Voraussetzungen des Artikels 3 der
Richtlinie Nr. 90/434/EWG des ' Rates vom
23. Juli 1990 (AB1. EG Nr. L 225 S. 1) in der
Fassung des Vertrages über den Beitritt Österreichs
zur Europäischen Union erfüllt, ist."

3. 5 12 Abs. 2 Z 3 lautet:

„3. Kapitalanteile, das -sind Anteile an inländi-
schen und vergleichbaren ausländischen Kapi-
talgesellschaften sowie Erwerbs- und Wirt-
schaftsgenossenschaften, weiters an anderen
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ausländischen Gesellschaften eines Mitglied-
staates der Europäischen Union, die die in
der Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgese-
henen Voraussetzungen des Artikels 3 der
Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom
23. Juli 1990 (AB1. EG Nr. L 225 S. 1) in der
Fassung des Vertrages über den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union erfüllen,
— wenn sie mindestens ein Viertel des

gesamten Nennkapitals oder des rechneri-
schen Wertes der Gesamtanteile umfassen
oder

— wenn die eingebrachten Anteile der
übernehmenden Gesellschaft für sich
oder gemeinsam mit ihr bereits vor der
Einbringung gehörenden Anteilen unmit-
telbar die Mehrheit der Stimmrechte an
der Gesellschaft, deren Anteile einge-
bracht werden, vermitteln oder erweitern."

4. § 12 Abs. 3 Z 2 lautet:

„2. Ausländische Körperschaften, die mit einer
inländischen Kapitalgesellschaft oder Er-
werbs- und Wirtschaftsgenossenschaft ver-
gleichbar sind, wenn mit dem in Betracht
kommenden ausländischen Staat ein Doppel-
besteuerungsabkommen besteht sowie andere
ausländische Gesellschaften eines Mitglied-
staates der Europäischen Union, die die in
der Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgese-
henen Voraussetzungen des Artikels 3 der
Richtlinie Nr. 90/434/EWG des Rates vom
23. Juli 1990 (AB1. EG Nr. L 225 S. 1) in der
Fassung des Vertrages über den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union erfül-
len."

5. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 und 3 lautet:

„(2) Für Personen, bei denen das Besteuerungs-
recht der Republik Österrreich im Verhältnis zu
anderen Staaten hinsichtlich der in Kapitalanteilen
enthaltenen stillen Reserven eingeschränkt ist, gilt
folgendes:

l Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen
Union eingeschränkt, sind auf das inländi-
sche und das ausländische Vermögen die
Abs. l und 3 anzuwenden.

2. Wird das Besteuerungsrecht im Verhältnis zu
anderen als in Z l angeführten Staaten
eingeschränkt, sind für das inländische und
das ausländische Vermögen die nach § 6 Z 14
des Einkommensteuergesetzes 1988 maßge-
benden Werte anzusetzen.

(3) Abweichend von Abs. l gilt bei der
Einbringung von inländischem und ausländischem
Vermögen folgendes:

l Alle unter Abs. 2 Z l fallende Personen
können vorbehaltlich des Abs. 4 das inländi-
sche und das ausländische Vermögen mit dem
nach § 6 Z 14 des Einkommensteuergesetzes
1988 maßgebenden Wert ansetzen, wenn die
Einbringung im Ausland zur Gewinnverwirk-
lichung führt und mit dem in Betracht
kommenden ausländischen Staat ein Doppel-
besteuerungsabkommen besteht,,das dafür die
Anrechnungsmethode vorsieht oder eine ver-
gleichbare innerstaatliche Maßnahme zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung getrof-
fen wurde.

2. Alle nicht unter Abs. 2 fallenden Personen
können vorbehaltlich des Abs. 4 das aus-
ländische Vermögen mit dem nach § 6 Z 14
des Einkommensteuergesetzes 1988 maßge-
benden Wert ansetzen, wenn die Einbringung
im Ausland zur Gewinnverwirklichung führt
und mit dem in Betracht kommenden
ausländischen Staat ein Doppelbesteuerungs-
abkommen besteht, das dafür die Anrech-
nungsmethode vorsieht oder eine vergleich-
bare innerstaatliche Maßnahme zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung getroffen wur-
de.

3. Zum ausländischen Vermögen zählen aus-
ländische Betriebe, Teilbetriebe, Anteile an
ausländischen Mitunternehmerschaften und
mindestens ein Viertel des gesamten Nenn-
kapitals umfassende Kapitalanteile an aus-
ländischen Körperschaften, die mit einer
inländischen Kapitalgesellschaft oder
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft ver-
gleichbar sind. Inländisches Vermögen ist das
übrige Vermögen im Sinne des § 12 Abs. 2."

b) Im Abs. 4 Z 2 tritt jeweils an die Stelle der
Zitierung „Abs. 2" die Zitierung „Abs. 2 Z 2"

6. § 32 Abs. 4 lautet:

„(4) Spaltende und übernehmende Körperschaf-
ten können unbeschränkt steuerpflichtige Kapital-
gesellschaften, Erwerbs- und Wirtschaftsgenossen-
schaften und Versicherungsvereine auf Gegensei-
tigkeit (§ l Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes
1988) und ausländische Gesellschaften eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union, die die
in der Anlage zu diesem Bundesgesetz vorgese-
henen Voraussetzungen des Artikels 3 der Richt-
linie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli
1990 (AB1. EG Nr. L 225 S. 1) in der Fassung des
Vertrages über den Beitritt Österreichs zur Euro-
päischen Union erfüllen, sein."

6 a. Dem Umgründungssteuergesetz wird als
Anlage angefügt:
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„Anlage

(zu Art. I, II, III und VI)

Gesellschaften im Sinne des Artikels 3 der Richt-
linie Nr. 90/434/EWG des Rates vom 23. Juli
1990 (AB1. EG Nr. L 225 S. 1) über das gemein-
same Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die
Einbringung von Unternehmensteilen und den
Austausch von Anteilen, die Gesellschaften ver-

schiedener Mitgliedstaaten betreffen

Gesellschaften im Sinne des Artikels 3 der
genannten Richtlinie ist jede Gesellschaft, die

l eine der angeführten Formen aufweist:
a) Die Gesellschaften belgischen Rechts mit

der Bezeichnung: naamloze vennoot-
schap/societe anonyme, commenditaire
vennootschap op aandelen/societe en
commandite par actions, besloten ven-
nootschap mit beperkte aansprakelijkheid/
societe privee a responsabilite limitiee
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaf-
ten, deren Tätigkeit unter das Privatrecht
fällt;

b)- die Gesellschaften dänischen Rechts mit
der Bezeichnung: aktieselskab, anparts-
selskab;

c) die Gesellschaften deutschen Rechts mit
der Bezeichnung: Aktiengesellschaft,
Kommanditgesellschaft auf Aktien, Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung, berg-
rechtliche Gewerkschaft;

d) die Gesellschaften griechischen Rechts mit
der Bezeichnung: anonymi etairia;

e) die Gesellschaften spanischen Rechts mit
der Bezeichnung: sociedad anönima,
sociedad comanditana por acciones,
sociedad de responsabilidad .limitada
sowie öffentlich-rechtliche Körperschaf-
ten, deren Tätigkeit unter das Privatrecht
fällt;

f) die Gesellschaften französischen Rechts
mit der Bezeichnung: societe anonyme,
societe en commandite par actions, societe
ä responsabilite limitiee sowie die staat-
lichen Industrie- und Handelsbetriebe und
-unternehmen;

•g) die Gesellschaften irischen Rechts mit der
Bezeichnung: public companies limited by
shares or by. guarantee, private companies
limited by shares or by guarantee, gemäß
den Industrial and Provident Societies
Acts eingetragene Einrichtungen oder
gemäß den Building Societies Acts einge-
tragene „building societies";

h) die Gesellschaften italienischen Rechts mit
der Bezeichnung: societä 'per azioni,
societä in accomandita per azioni,
societä a responsabilitä limitata sowie die

staatlichen und privaten Industrie- und
Handelsunternehmen;

i) die Gesellschaften luxemburgischen
Rechts mit der Bezeichnung: societe
anonyme, societe en commandite par
actions, societe ä responsabilite limitiee;

j) die Gesellschaften niederländischen
Rechts mit der Bezeichnung: naamloze
vennootschap, besloten vennootschap met
beperkte aansprakelijkheid;

k) die Gesellschaften portugiesischen Rechts
in Form von Handelsgesellschaften oder
zivilrechtlichen Handelsgesellschaften
oder andere nach portugiesischem Recht
gegründete juristische Personen, die
Industrie- und Handelsunternehmen sind;

1) die nach dem Recht des Vereinigten
Königreichs gegründeten Gesellschaften;

rri) die Gesellschaften österreichischen Rechts
mit der Bezeichnung: Aktiengesellschaft,
Gesellschaft mit beschränkter Haftung;

n) die Gesellschaften finnischen Rechts mit
der Bezeichnung: osakeyhtiö/aktiebolag,
osuuskunta/andelslag, säästöpankki/spar-
bank und vakuutusyhtiö/försäkringsbolag;

o) die Gesellschaften norwegischen Rechts
mit der Bezeichnung: aksjeselskap;

p) die Gesellschaften schwedischen Rechts
mit der Bezeichnung: aktiebolag, bank-
aktiebolag, försäkringsaktiebolag.

2. nach dem Steuerrecht eines Mitgliedstaats der
Europäischen Gemeinschaften als in diesem
Staat ansässig und nicht auf Grund eines
Doppelbesteuerungsabkommens mit einem
dritten Staat als außerhalb der Gemeinschaft
ansässig anzusehen ist und

3. ohne Wahlmöglichkeit einer der nachstehen-
den Steuern
vennootschapsbelasting/impot des societes in
Belgien,
selskabsskat in Dänemark,
Körperschaftsteuer in Deutschland,
foros eisodimatos nomikon prosopon kerdo-
skopikoy charaktira in Griechenland,
impuesto sobre sociedades in Spanien,
impöt sur les societes in Frankreich,
Corporation tax in Irland,
imposta sul reddito delle persone giuridiche in
Italien,
impöt sur le revenu des collectivites in
Luxemburg,
vennootschapsbelasting in den Niederlanden,
imposto sobre o rendimento das pessoas
colectivas in Portugal,

V Corporation tax im Vereinigten Königreich,
Körperschaftsteuer in Österreich,
Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten for sam-
fund in Finnland,
Skatt av alminnelig inntekt in Norwegen,
Statlig jnkomstskatt in Schweden,
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oder irgendeiner Steuer, die eine dieser
Steuern ersetzt, unterliegt, ohne davon
befreit zu sein."

7 Z l bis 6 sind auf Umgründungen anzu-
wenden, wenn die zugrundeliegenden Beschlüsse
oder Verträge nach dem Inkrafttreten des
Vertrages über den Beitritt Österreichs zur Euro-
päischen Union *) zustande gekommen sind.

Artikel IV

Bewertungsgesetz 1955

Das Bewertungsgesetz 1955, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 818/1993, wird wie folgt
geändert:

1. Im § 68 Abs. 4 Z l lautet der zweite Satz.

„Als Ausfuhrumsätze gelten Umsätze gemäß § 6
Abs. l Z l, § 6 Abs. l Z 3 lit. b, § 6 Abs. l Z 5 des
Umsatzsteuergesetzes 1994, diesen Umsätzen ent-
sprechende innergemeinschaftliche Lieferungen und
sonstige Leistungen gemäß Artikel VII des Umsatz-
steuergesetzes 1994 sowie Leistungen, die im
Ausland an ausländische Abnehmer (§ 7 Abs. 2
des Umsatzsteuergesetzes 1994) erbracht werden."

2. Z l ist erstmalig bei der Feststellung von
Einheitswerten auf Zeitpunkte nach dem Inkraft-
treten des Vertrages über den Beitritt Österreichs
zur Europäischen Union *) anzuwenden.

Artikel V

Normverbrauchsabgabegesetz

Das Normverbrauchsabgabegesetz, zuletzt geän-
dert durch BGBl. Nr. 818/1993, wird wie folgt
geändert:

1. § 3 Abs. l Z l lautet:
„1. Ausfuhrlieferungen. § 6 Abs. l Z l und § 7

UStG 1994 sind mit der Maßgabe anzu-
wenden, daß als Ausfuhrlieferungen auch
Lieferungen in das übrige Gemeinschafts-
gebiet (§ l Abs. 3 UStG 1994) gelten."

2. § 13 lautet:

„Mitwirkung anderer Behörden

§ 13. (1) Im Falle einer erstmaligen Zulassung
zum Verkehr im Inland hat die Zulassungsbehörde
zu überprüfen, ob eine Bescheinigung im Sinne des
§ 10 vorliegt. Liegt keine Bescheinigung vor, so hat
die Zulassungsbehörde auf Grund der zur Zulas-
sung vorgelegten Unterlagen zu prüfen, ob das
Kraftfahrzeug von einem inländischen Unterneh-
mer im Inland erworben wurde oder von einem
inländischen Unternehmer angemietet worden ist.

(2) Die Zulassungsbehörde hat dem Finanzamt,
das für die Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer
zuständig ist, jedenfalls halbjährlich Zulassungsfälle
zu übermitteln, bei denen die erstmalige Zulassung
zum Verkehr im Inland vorgenommen wurde
und.

a) weder eine Bescheinigung im Sinne des § 10
vorliegt

b) noch sich aus den zur Zulassung vorgelegten
Unterlagen ergibt, daß das Kraftfahrzeug
von einem inländischen Unternehmer im
Inland erworben wurde oder von einem
inländischen Unternehmer angemietet wor-
den ist."

3. Z l tritt mit dem Inkrafttreten des Vertrages
über den Beitritt Österreichs zur Europäischen
Union in Kraft *).

Artikel VI

Weinsteuergesetz 1992

Das Weinsteuergesetz 1992, zuletzt geändert
durch BGBl. Nr. 818/1993, wird wie folgt
geändert:

§ 12 samt Überschrift lautet:

„Geltungsdauer

§ 12. Dieses Bundesgesetz ist auf Vorgänge
anzuwenden, die nach dem 31. Juli 1992 und vor
dem Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union verwirklicht
werden."

Artikel VII

Bundesgesetz vom 26. November 1980, mit dem
eine Sonderabgabe von Erdöl erhoben wird

Das Bundesgesetz vom 26. November 1980, mit
dem eine Sonderabgabe von Erdöl erhoben wird,
BGBl-. Nr. 554/1980, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 818/1993, wird wie folgt geändert:

l § l lautet:

„§ 1. (1) Der Sonderabgabe von Erdöl unter-
liegen folgende Vorgänge:

1. Die Gewinnung von Rohölen (Abs. 2) im
Inland (§ l Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes
1994),

2. die Einfuhr (§ l Abs. l Z 3 des Umsatz-
steuergesetzes 1994) von Rohölen und Erd-
ölprodukten (Abs. 3),

3. die Erzeugung von Erdölprodukten im Inland
aus anderen Stoffen als Rohölen,

4. der innergemeinschaftliche Erwerb im Sinne
des Anhangs zu § 29 Abs. 8 des Umsatz-
steuergesetzes 1994 von Rohölen oder Erd-
ölprodukten, soweit er der Umsatzsteuer
unterliegt.

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.
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(2) Rohöle im Sinne dieses Bundesgesetzes sind
Erdöl und Öl aus bituminösen Mineralien der
Position 2709 00 der Kombinierten Nomenklatur
im Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des
Rates vom 23. Juli 1987 (ABl. EG Nr. L 256 S. 1)
in der Fassung des Anhangs der Verordnung
(EWG) Nr. 2551/93 der Kommission vom
10. August 1993 (ABl. EG Nr. L 241 S. 1) und
die zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvor-
schriften.

(3) Erdölprodukte im Sinne dieses Bundes-
gesetzes sind Benzine der Unterpositionen
2710 00 26, 2710 00 27, 2710 00 29, 2710 00 32,
2710 00 34, 2710 00 36 und Gasöl der Unterposi-
tion 2710 00 69 der Kombinierten Nomenklatur im
Sinne der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des
Rates vom 23. Juli 1987 (ABl. EG Nr. L 256 S. 1)
in der Fassung des Anhangs der Verordnung
(EWG) Nr. 2551/93 der Kommission vom
10. August 1993 (ABl. EG Nr. L 241 S. 1) und
die zu ihrer Durchführung erlassenen Rechtsvor-
schriften."

2. Im § 2 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Abgabenschuldner ist im Falle des § l
Abs. l Z 4 der Erwerber. Die Abgabenschuld
entsteht zugleich mit der durch den innergemein-
schaftlichen Erwerb bewirkten Abgabenschuld bei
der Umsatzsteuer."

3. $ 3 Abs. l lautet:

„(l) Bemessungsgrundlage ist bei Rohölen das
Eigengewicht (§ l Abs. 5 des Taragesetzes, BGBl.
Nr. 130/1955), bei Erdölprodukten das Volumen
in Liter bei +15° C, jeweils vervielfacht mit dem
durchschnittlichen Grenzwert von Rohölen."

4. Im § 4 Z 2 wird die Wortfolge „8 vH" durch
die Wortfolge „6 vH" ersetzt.

5. Im §5 Abs. l und § 7 tritt an die Stelle der
Zitierung „§ l Abs. l Z l und 3" jeweils die
Zitierung „§ l Abs. l Z l, 3 und 4".

6. § 6 zweiter Satz lautet:

„Diese fortlaufend zu führenden Aufzeichnungen
haben in den Fällen der Gewinnung und des
Erwerbs von Rohölen (§ l Abs. l Z l und 4) das
Eigengewicht der gewonnenen Rohöle und in den
Fällen der Erzeugung und des Erwerbes von
Erdölprodukten (§ l Abs. l Z 3 und 4) die Art und
das Volumen in Liter bei +15° C der erzeugten
oder erworbenen Erdölprodukte zu enthalten."

7. Im 5 £ Abs. l wird jeweils die Jahreszahl
„1996" durch die Jahreszahl „1997" ersetzt.

8. Die Z l bis 7 sind erstmals auf Vorgänge
anzuwenden, die nach dem Beitritt Österreichs zur
Europäischen Union *) verwirklicht werden.

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Artikel VIII

Bundesabgabenordnung

Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/
1961, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 818/
1993, wird wie folgt geändert:

L § l lit. a lautet:
„a) der bundesrechtlich geregelten öffentlichen

Abgaben (mit Ausnahme der im § 78 des
Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991, BGBl. Nr. 51, vorgesehenen Verwal-
tungsabgaben) sowie der auf Grund unmittel-
bar wirksamer Rechtsvorschriften der Euro-
päischen Union zu erhebenden öffentlichen
Abgaben, in Angelegenheiten der Eingangs-
und Ausgangsabgaben jedoch nur insoweit,
als in den zollrechtlichen Vorschriften nicht
anderes bestimmt ist;"

2. S 2 lit. b lautet:
„b) des Tabak-, Salz- und Alkoholmonopols,

soweit die Abgabenbehörden des Bundes
nach den diese Monopole regelnden Vor-
schriften behördliche Aufgaben zu besorgen
haben."

3. Nach § 4 Abs. 2 lit. e tritt an die Stelle des
Strichpunktes ein Punkt; § 4 Abs. 2 lit. d ent/ällt.

4. Im § 45 a wird die Zitierung „§ l Abs. l Z l
und 2 des Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBl.
Nr. 223" durch die Zitierung „§ l Abs. l Z l und
2 des Umsatzsteuergesetzes 1994" ersetzt.

5. § 68 lautet:

„§ 68. Für die Erhebung der Verbrauchsteuern,
soweit diese nicht anläßlich der Einfuhr zu erheben
sind, ist, wenn nicht anderes bestimmt wird, das
Hauptzollamt örtlich zuständig, in dessen Bereich
der Tatbestand verwirklicht wird, an den die
Abgabepflicht geknüpft ist. Kann nicht festgestellt
werden, wo dieser verwirklicht wurde, so ist jenes
Hauptzollamt örtlich zuständig, das zuerst vom
abgabepflichtigen Tatbestand Kenntnis erlangt."

6. Im § 69 entfallen die Worte „Zöllen und
sonstigen".

7. Im § 78 Abs. 2 entfällt die lit. e.

8. Im § 86 a Abs. l erster Satz werden nach dem
Wort „Datenübertragung" die Worte „oder in
jeder anderen technisch möglichen Weise" einge-
fügt und als zweiter Satz eingefügt:

•„Durch Verordnung des Bundesministers für
Finanzen kann zugelassen werden, daß sich der
Einschreiter einer bestimmten geeigneten öffent-
lich-rechtlichen oder privatrechtlichen Übermitt-
lungsstelle bedienen darf."
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9. § 86 a Abs. 2 hütet:

„(2) Der Bundesminister für Finanzen kann
durch Verordnung im Sinn des Abs. l erster Satz
bestimmen,

a) unter welchen Voraussetzungen welche
Arten der Datenübertragung an Abgabenbe-
hörden zugelassen sind,

b) daß für bestimmte Arten von Anbringen
bestimmte Arten der Datenübertragung aus-
geschlossen sind und

e) welche Unterlagen wie lange vom Ein-
schreiter im Zusammenhang mit bestimmten
Arten der Datenübertragung aufzubewahren
sind."

W. Im §111 Abs. 3 wird der Betrag von
„20 000" durch „30 000" ersetzt.

11. Im § 122 Abs. l werden die Worte „dem
zuständigen Finanzamt" durch die Worte „der
Abgabenbehörde erster Instanz" ersetzt.

12. Im § 125 Abs. l beginnt nach dem vierten
Satz ein Unterabsatz; an Stelle des dritten und
vierten Satzes tritt folgender Unterabsatz:

„Umsätze im Sinn der lit. a sind Umsätze gemäß
§ l Abs. l Z l und 2 Umsatzsteuergesetz 1994
zuzüglich der Umsätze aus im Ausland aus-
geführten Leistungen. Keine Umsätze im Sinn der
lit. a sind jedoch Umsätze gemäß § 6 Abs. l Z 8
und 9 Umsatzsteuergesetz 1994, nicht unmittelbar
dem Betriebszweck oder dem Zweck des wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebes dienende Umsätze
gemäß § 10 Abs. 2 Z 4 Umsatzsteuergesetz 1994,
Umsätze, die — wären sie im Inland ausgeführt
worden —•* .unter § 6 Abs. l Z 8 und 9 Umsatz-
steuergesetz 1994 und, wenn sie nicht unmittelbar
dem Betriebszweck oder dem Zweck des wirt-
schaftlichen Geschäftsbetriebes dienen, unter § 10
Abs. 2 Z 4 Umsatzsteuergesetz 1994 fallen wür-
den, Umsätze aus selbständiger Arbeit im Sinn der
einkommensteuerrechtlichen Vorschriften, Umsätze
aus Geschäftsveräußerungen im Sinn des § 4 Abs. 7
Umsatzsteuergesetz 1994 sowie bei der Erzielung
von Entschädigungen im Sinn des § 32 Z l
Einkommensteuergesetz 1988 und aus besonderen
•Waldnutzungen im Sinn der einkommensteuer-
rechtlichen Vorschriften ausgeführte Umsätze."

13. Im § 145 Abs. l entfällt der Beistrich nach
dem Wort „Verbrauchsteuern"; die Wonfolge „der
Zölle und sonstigen" wird durch die Wonfolge
„sowie der" ersetzt.

14. In den §§ 154, 155 Abs. l und 156 Abs. l
wird jeweils das Won „Finanzamt" durch das Won
„Zollamt" ersetzt.

15. § 207 Abs. 2 erster Satz lautet:

„Die Verjährungsfrist beträgt bei Verbrauch-
steuern drei Jahre, bei allen übrigen Abgaben und
bei Beiträgen fünf Jahre."

16. S 209 a Abs. 2 lautet:

„(2) Hängt eine Abgabenfestsetzung unmittelbar
oder mittelbar von der Erledigung einer Berufung
oder eines in Abgabenvorschriften vorgesehenen
Antrages (§85) ab, so steht der Abgabenfest-
setzung der Eintritt der Verjährung nicht entgegen,
wenn die Berufung oder der Antrag vor diesem
Zeitpunkt oder wenn ein Antrag auf Wiederauf-
nahme des Verfahrens rechtzeitig im Sinn des
§ 304 eingebracht wurde."

77. Im § 210 Abs. 3 werden die Wone „Zölle
und sonstige Eingangs- oder Ausgangsabgaben"
durch die Wone „Eingangs- und Ausgangsabga-
ben" ersetzt.

18. Im § 210 entfällt der Abs. 6.

19. In den §§ 212 a Abs. 6 lit. b, 217 Abs. 4, 5
und 6 sowie 228 entfallen jeweils die Wone „oder
6".

20. Im § 230 Abs. 2 wird folgender zweiter Satz
angefügt:

„Dies gilt auch für Zeiträume, in denen gemäß
§ 217 Abs. 2 oder gemäß § 218 Abs. 5 der Eintritt
der Verpflichtung zur Entrichtung eines Säumnis-
zuschlages hinausgeschoben ist."

21. 5 245 Abs. l erster Satz lautet:

„Die Berufungsfrist beträgt einen Monat."

22. § 304 lautet:

„§ 304. Nach Eintritt der Verjährung ist eine
Wiederaufnahme des Verfahrens ausgeschlossen,
sofern ihr nicht ein

a) innerhalb des Zeitraumes, bis zu dessen
Ablauf die Wiederaufnahme . von Amts
wegen unter der Annahme einer Verjäh-
rungsfrist (§§ 207 bis 209 Abs. 2) von zehn
Jahren zulässig wäre, oder

b) vor dem Ablauf einer Frist von fünf Jahren
nach Eintritt der Rechtskraft des das
Verfahren abschließenden Bescheides

eingebrachter Antrag gemäß § 303 Abs. l zugrun-
de liegt."

23. §314 Z 3 und 4 lautet:.

„3. für die vierte und jede weitere Alkoholfest-
stellung innerhalb eines Kalendermonats in
derselben Verschlußbrennerei, wenn sie im
Interesse des Inhabers der Brennerei vorge-
nommen wird;

4. für die Vergällung von Alkohol, soweit sie
nicht für Zwecke der Monopolverwaltung
vorgenommen wird;"

24. Im §314 tritt am Ende der Z 5 an die Stelle
des Strichpunktes ein Punkt; Z 6 entfällt.

25. Im §315 Abs. l tritt im ersten Satz an die
Stelle der Zitierung „§ 314 Z l bis 5" die Zitierung
„§ 314" und lautet der letzte Satz:
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„Die Kommissionsgebühren sind in dem Ausmaß
zu entrichten, in dem sie auf Grund der §§101
oder 102 des Zollrechts-Durchführungsgesetzes für
Amtshandlungen außerhalb des Amtsplatzes zu
leisten wären."

26. § 315 Abs. 3 entfällt.
27 §316 entfällt.
28. Z l, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 11, 12, 13, 14, 17, 23,

24, 25, 26 und 27 treten gleichzeitig mit dem
Vertrag über den Beitritt der Republik Österreich
zur Europäischen Union m Kraft *).

29. § 207 Abs. 2 in der Fassung der Z 15 ist auf
Abgabenansprüche anzuwenden, die nach dem
Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt der
Republik Österreich zur Europäischen Union
entstanden sind.

30. Z 18 und 19 treten mit l Jänner 1995 in
Kraft.

31 Auf zollrechtliche Bescheide ist $ 245 Abs. l
erster Satz in der Fassung der Z 21 anzuwenden,
wenn sie nach dem Inkrafttreten des Vertrages
über den Beitritt der Republik Österreich zur
Europäischen Union bekanntgegeben werden und
auf Grund des gemeinschaftlichen Zollrechts
ergehen.

Artikel IX

Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz

Das Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz,
BGBl. Nr. 18/1975, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 818/1993, wird wie folgt
geändert:

l Im 5 2 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Der Bereich der Finanzlandesdirektionen
für Tirol und Vorarlberg erstreckt sich in
Angelegenheiten des Zollrechts nicht auf die
Ortsgemeinden Jungholz (Tirol) und Mittelberg
(Vorarlberg)."

2. § 3 Abs. l lautet:

„(1) Den in der Anlage angeführten Finanzäm-
tern obliegt für ihren Amtsbereich unbeschadet der
Bestimmungen der §§ 4 bis 14 b die Erhebung der
Abgaben, soweit diese nicht anderen Behörden
durch Abgabenvorschriften übertragen ist, und die
Handhabung der Vorschriften des Glücksspielmo-
nopols, soweit diese den Abgabenbehörden des
Bundes erster Instanz durch Gesetz übertragen
sind."

3. Im § 3 wird als Abs. 3 angefügt:
„(3) Wenn es organisatorisch zweckmäßig ist

und den Bedürfnissen einer bürgernahen Verwal-
tung dient, kann der Bundesminister für Finanzen

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

mit Verordnung einzelne politische Bezirke, Orts-
gemeinden oder Gemeindebezirke dem Amtsbe-
reich eines anderen Finanzamtes zuweisen."

4. In der Aufzählung im § 4 tritt nach den
Worten „das Finanzamt für Körperschaften in
Wien" an die Stelle des Beistrichs ein Strichpunkt
und entfallen die Worte „das Finanzamt für
Verbrauchsteuern und Monopole in Wien,"

5. § 6 entfällt.
6. An die Stelle des §14 treten die folgenden

Bestimmungen.
„§ 14. (1) Zollbehörden erster Instanz sind.
Das Hauptzollamt Wien für die Länder Wien,
Niederösterreich und Burgenland,
das Hauptzollamt Linz für das Land Oberöster-
reich,
das Hauptzollamt Salzburg für das Land
Salzburg,
das Hauptzollamt Graz für das Land Steiermark,
das Hauptzollamt Klagenfurt für das Land
Kärnten,
das Hauptzollamt Innsbruck für das Land Tirol,
das Hauptzollamt Feldkirch für das Land
Vorarlberg.

(2) Wenn es organisatorisch zweckmäßig ist und
den Bedürfnissen der Wirtschaft dient, kann der
Bundesminister für Finanzen mit Verordnung
einzelne Ortsgemeinden oder Teile von Orts-
gemeinden dem Bereich eines anderen Hauptzoll-
amtes zuweisen.

(3) Den Hauptzollämtern obliegt unbeschadet
der Zuständigkeit anderer Behörden

l die Vollziehung des Zollrechts (§§ l und 2
des Zollrechts-Durchführungsgesetzes —
ZollR-DG);

2. die Erhebung der Verbrauchsteuern;
3. die Vollziehung der Monopolvorschriften,

ausgenommen das Glücksspielmonopol;
4. die Erhebung des Altlastenbeitrages.

(4) Die Durchführung des Verfahrens für
Ausfuhrerstattungen im Rahmen des Marktord-
nungsrechts, wenn der Antragsteller im Anwen-
dungsgebiet seinen normalen Wohnsitz, satzungs-
mäßigen Sitz, seine Hauptverwaltung oder dauern-
de Niederlassung hat und die Ausfuhranmeldung
bei einer Zollstelle im Anwendungsgebiet ange-
nommen worden ist, obliegt dem Zollamt Salz-
burg/Erstattungen.

§ 14 a. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat
unter Berücksichtigung einer wirksamen, einfachen
und kostensparenden Vollziehung des Zollrechts
nach den Bedürfnissen des Verkehrs und der
Wirtschaft den Hauptzollämtern weitere Zollstellen
als Zollämter erster Klasse, Zollämter zweiter
Klasse, Zweigstellen von Zollämtern und Zoll-
posten mit Verordnung zuzuordnen. Für die
Geltungsdauer der im Vertrag über den Beitritt
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der Republik Österreich zur Europäischen Union
vorgesehenen Übergangsregelungen für die Kon-
trollen im Bereich des Straßengüterverkehrs hat der
Bundesminister für Finanzen an den in Betracht
kommenden Landstraßen mit Verordnung Kon-
trollposten als Außenstellen der Hauptzollämter
einzurichten.

(2) Die Zollämter erster Klasse sind befugt,
1. alle Arten von Waren den im Zollrecht

vorgesehenen zollrechtlichen Bestimmungen
zuzuführen,

2. im Rahmen der Abfindung gemäß dem
Alkohol — Steuer und Monopolgesetz
Bewilligungen zu erteilen und Anmeldungen
entgegenzunehmen und

3. Maßnahmen der amtlichen Aufsicht in Zoll-,
Verbrauchsteuer- und Monopolangelegenhei-
ten, ausgenommen das Glückspielmonopol,
vorzunehmen.

Den Zollämtern erster Klasse ist bei Vorliegen
eines wirtschaftlichen Bedarfes mit Verordnung des
Bundesministers für Finanzen ein örtlicher Bereich
für die Abfertigung von Waren außerhalb ihres
Anitsplatzes und für die Vollziehung der in den
Z 2 und 3 genannten Angelegenheiten zuzuweisen.

(3) Die Zollämter zweiter Klasse sind zur
Abfertigung für die Überführung von Waren in
den freien Verkehr, in die vorübergehende
Verwendung oder in die aktive Veredelung sowie
bei der Ausfuhr oder Wiederausfuhr nur befugt

1. im Reiseverkehr, sofern es sich um Waren
handelt, die zu nichtkommerziellen Zwecken
bestimmt sind, oder

2. wenn der Wert der Waren 50-000 S nicht
übersteigt, oder

3. nach Maßgabe einer Bewilligung, die die
Finanzlandesdirektion für bestimmte Zolläm-
ter auf Antrag erteilen kann, wenn die
Benutzung dieses Zollamtes zu einer Verein-
fachung oder Beschleunigung des Verkehrs
führt und die in der Bewilligung genannten
Waren bei diesem Zollamt ohne Schwierig-
keiten' abgefertigt werden können.

(4) Der Bundesminister für Finanzen kann mit
Verordnung innerhalb und außerhalb des Gebietes
.der Ortsgemeinde, in dem das Hauptzollamt oder
Zollamt seinen Sitz hat, Zweigstellen dieser
Zollämter errichten, sofern dies den Bedürfnissen
des Warenverkehrs und Warenumschlages ent-
spricht und organisatorisch zweckmäßig ist.

(5) Bei Bewilligung eines Nebenwegverkehrs
gemäß § 21 ZollR-DG kann die Finanzlandes-
direktion, an diesem Nebenweg einen Zollposten
errichten, wenn es aus Gründen der Kontrolle
erforderlich ist. Die Errichtung des Zollpostens ist
durch Anbringung einer Aufschriftstafel kundzu-
machen, die neben dem Bundeswappen und der
örtlichen Bezeichnung das Wort „Zollposten" zu
enthalten hat.

§ 14 b. (1) Der Bundesminister für Finanzen
kann unter Berücksichtigung der Bedürfnisse des
Warenverkehrs und des Warenumschlages mit
Verordnung

1. die sachliche Zuständigkeit der Zollstellen
ändern,

2. Zollämter in Zweigstellen anderer Zollämter
oder in Zollposten umwandeln,

3. Zweigstellen und Zollposten in selbständige
Zollämter umwandeln,

4. Zollämter, Zweigstellen und Zollposten
schließen,

5. Zollstellen in das Gebiet einer anderen
Ortsgemeinde verlegen,

sofern dies organisatorisch zweckmäßig und im
Interesse einer wirksamen, einfachen und kosten-
sparenden Vollziehung gelegen ist.

(2) Der Bundesminister für Finanzen kann auf
Grund völkerrechtlicher Vereinbarungen vorge-
schobene Zollstellen auf ausländischem Zollgebiet
errichten, wenn dies wegen der Verkehrsverhält-
nisse erforderlich oder wegen der Unterbringung
der Zollstellen zweckmäßig ist. Eine vorgeschobene
Zollstelle gilt als im Bereich des Hauptzollämtes
gelegen, zu dessen Bereich die Ortsgemeinde
gehört, der dieses Zollamt durch Verordnung
zugeordnet wird.

(3) Der Bundesminister für Finanzen kann zur
Vereinfachung des Verfahrens mit Verordnung die
Zuständigkeiten zur Vorschreibung und Einhebung
der Abgaben und Nebenansprüche, sowie zur
Durchführung von Erstattungen in der Ausfuhr,
ganz oder teilweise von den örtlich im Einzelfall
zuständigen Hauptzollämtern auf andere Haupt-
zollämter oder Zollämter übertragen, wenn dies im
Interesse der Kosteneinsparung, des Einsatzes
technischer Hilfsmittel oder der raschen Durch-
führung des Verfahrens zweckdienlich ist. Alle
übrigen Zuständigkeiten,, die den örtlich im
Einzelfall zuständigen Hauptzollämtern im Erhe-
bungs(Rechtsmittel)verfahren zukommen, werden

. hiedurch nicfit berührt.

(4) Um den Bedürfnissen der regionalen Wirt-
schaft Rechnung zu tragen, kann die Finanzlandes-
direktion mit Verordnung vom Hauptzollamt
Zuständigkeiten zu Zollämtern erster Klasse
auslagern, wenn dies auch aus verwaltungsorgani-
satorischen Gründen zweckmäßig ist. Diese
Verordnung ist durch Anschlag beim Hauptzoll-
amt und bei dem betreffenden Zollamt kundzuma-
chen.

(5) Bei Zollstellen auf Flugplätzen, in Bahn-
höfen, in Häfen oder Schiffsanlegeplätzen und in
Postämtern ist die Befugnis nach § 14 a Abs. 2 und
3 auf Waren beschränkt, die in der entsprechenden
Verkehrsart befördert werden. Zur Erleichterung
des Warenverkehrs können mit Verordnung Aus-
nahmen zugelassen werden."



5506 213. Stück — Ausgegeben am 26. August 1994 — Nr. 681

7. Die „Anlage l" erhält die Bezeichnung
„Anlage". Die Anlagen 2 und 3 entfallen.

8. Die Bestimmungen der Z l bis 7 sind ab dem
Inkrafttreten des Vertrages über den Beitritt
Österreichs zur Europäischen Union *) anzuwen-
den. Werden bei einer Abgabenbehörde bis zum
31. Dezember des Kalenderjahres des Inkrafttre-
tens Anbringen eingebracht, zu deren Behandlung
die Abgabenbehörde nur auf Grund der die
sachliche Zuständigkeit ändernden Bestimmungen
nicht mehr zuständig ist, so hat die Weiterleitung
an die zuständige Abgabenbehörde nicht auf
Gefahr des Einschreiters zu erfolgen, sofern nicht
der Einschreiter bereits vor der Einbringung seines
Anbringens über die Änderung der sachlichen
Zuständigkeit seitens der Abgabenbehörde in
Kenntnis gesetzt worden ist.

Artikel X

Finanzstrafgesetz

Das Finanzstrafgesetz, BGB1. Nr. 129/1958,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB1.
Nr. 799/1993, wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. l lit. a lautet:
,,a) die bundesrechtlich geregelten und die durch

unmittelbar wirksame Rechtsvorschriften der
Europäischen Union geregelten öffentlichen
Abgaben sowie die bundesrechtlich geregel-
ten Beiträge an öffentliche Fonds und an
Körperschaften des öffentlichen Rechts, die
nicht Gebietskörperschaften sind, soweit
diese Abgaben und Beiträge bei Erhebung
im Inland von Abgabenbehörden des Bundes
zu erheben sind;"

b) Im Abs. 3 tritt an die Stelle des Wortes
„Branntweinmonopol" das Won „Alkoholmono-
pol".

2. § 5 Abs. 2 letzter Satz lautet:

„Wird das Finanzvergehen nicht im Inland, aber im
Zollgebiet der Europäischen Union begangen und
im Inland entdeckt oder wird es gegenüber einem
auf Grund eines zwischenstaatjichen Vertrages im
Ausland einschreitenden Organ einer Abgabenbe-
hörde oder der Zollwache begangen, so gilt es als
im Inland begangen."

3. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. 2 lit. c entfällt die Z 3. Die Z 4 wird
als Z 3 bezeichnet.

b) In den Abs. 4 und 6 treten an die Stelle des
Wortes „Branntwein" die Worte „Gegenstände des
Alkoholmonopols".

"•) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

4. Im § 23 wird als Abs. 6 angefügt:

„(6) Hat der Täter für die Tat, derentwegen er
im Inland bestraft wird, schon im Ausland eine
Strafe verbüßt, so ist sie auf die im Inland
verhängte Strafe anzurechnen."

5. Im § 29 Abs. 4 treten an die Stelle des Wortes
„Branntwein" die Worte „Gegenstände des Alko-
holmonopols".

6. § 33 Abs. 6 lautet:

„(6) Betrifft die Abgabenhinterziehung eine
Verbrauchsteuer, .so ist auf Verfall nach Maßgabe
des § 17 zu erkennen. Der Verfall umfaßt auch die
Rohstoffe, Hilfsstoffe, Halbfabrikate, Geräte und
Vorrichtungen."

7. § 35 lautet:

„§ 35. (1) Des Schmuggels macht sich schuldig,
wer eingangs- oder ausgangsabgabepflichtige
Waren vorsätzlich dem Zollverfahren oder sonst
der zollamtlichen Überwachung entzieht.

(2) Der Hinterziehung von Eingangs- oder
Ausgangsabgaben macht sich schuldig, wer, ohne
den Tatbestand des Abs. l zu erfüllen, vorsätzlich
unter Verletzung einer abgabenrechtlichen Anzei-
ge-, Offenlegungs- oder Wahrheitspflicht bewirkt,
daß eine entstandene Eingangs- oder Ausgangs-
abgabenschuld nicht oder zu niedrig festgesetzt
wird.

(3) Der Hinterziehung von Eingangs- oder
Ausgangsabgaben macht sich ferner schuldig, wer
vorsätzlich eine Verkürzung einer solchen Abgabe
dadurch bewirkt, daß er Waren, für die eine
Abgabenbegünstigung gewährt wurde, zu einem
anderen als jenem Zweck verwendet, der für die
Abgabenbegünstigung zur Bedingung gemacht war,
und es unterläßt, dies dem Zollamt vor der
anderweitigen Verwendung anzuzeigen.

(4) Der Schmuggel wird mit einer Geldstrafe bis
zum Zweifachen des auf die Waren entfallenden
Abgabenbetrages, die Hinterziehung von Eingangs-
oder Ausgangsabgaben mit einer Geldstrafe bis
zum Zweifachen des Verkürzungsbetrages geahn-
det. Der Geldstrafe ist an Stelle des Regelzollsatzes
der Präferenzzollsatz zugrunde zu legen, wenn der
Beschuldigte nachweist, daß die Voraussetzungen
für dessen Inanspruchnahme gegeben waren.
Neben der Geldstrafe ist nach Maßgabe des § 15
auf Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu erkennen.
Auf Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu
erkennen."

8. § 36 Abs. 4 entfällt.

9. § 37 wird wie folgt geändert:

a) Die Abs. l und 2 lauten:

„(1) Der Abgabenhehlerei macht sich schuldig,
wer vorsätzlich
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a) eine Sache oder Erzeugnisse aus einer Sache,
hinsichtlich welcher ein Schmuggel, eine
Verzollungsumgehung, eine Verkürzung
von Verbrauchsteuern oder von Eingangs-
oder Ausgangsabgaben begangen wurde,
kauft, zum Pfand nimmt oder sonst an sich
bringt, verheimlicht oder verhandelt;

b) den Täter eines in lit. a bezeichneten
Finanzvergehens nach der Tat dabei unter-
stützt, um eine Sache oder Erzeugnisse aus
einer Sache, hinsichtlich welcher das Finanz-
vergehen begangen wurde, zu verheimlichen
oder zu verhandeln.

(2) Die Abgabenhehlerei wird mit einer Geld-
strafe bis zum Zweifachen des Verkürzungsbe-
trages an Verbrauchsteuern oder an Eingangs-
oder Ausgangsabgaben geahndet, die auf die
verhehlten Sachen oder die Sachen, die in den
verhehlten Erzeugnissen enthalten sind, entfallen.
Neben der Geldstrafe ist nach Maßgabe des § 15
auf Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu erkennen.
Auf Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu
erkennen."

b) Im Abs. 5 entfällt der Klammerausdruck
„(Branntweinaufschlag)"

10. $ 38 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. l lit. a entfällt der Klammerausdruck
„(Branntweinaufschlag)".

b) Im letzten Halbsatz des Abs. l tritt an die
Stelle der Zitierung „§ 17 Abs. 2 lit. e Z 4" die
Zitierung „§ 17 Abs. 2 lit. e Z 3".

11. Die §§ 42 und 43 und ihre Überschriften
entfallen.

12. § 44 und seine. Überschrift lauten:

„Vorsätzliche Eingriffe in die Rechte des Alkohol-
monopols, des Salzmonopols oder des Tabakmo-

nopols

§ 44. (1) Des vorsätzlichen Eingriffes in
Monopolrechte macht sich schuldig, wer zu
seinem oder eines anderen Vorteil vorsätzlich

a) die in den Vorschriften über das Alkohol-
monopol, das Salzmonopol oder das Tabak-
monopol enthaltenen Gebote oder Verbote
hinsichtlich der Erzeugung, Herstellung,
Gewinnung, Bearbeitung, Verwendung, Ver-
pfändung oder Veräußerung von Monopol-
gegenständen oder des Handels mit Mono-
polgegenständen verletzt; hievon ausgenom-
men ist der Handel mit den von der
Monopolverwaltung in den Verkehr gebrach-
ten Tabakerzeugnissen;

b) Monopolgegenstände (§17 Abs. 4) einem
monopolrechtlichen Einfuhr- oder Ausfuhr-
verbot zuwider ein- oder ausführt.

(2) Der vorsätzliche Eingriff in Monopolrechte
wird mit einer Geldstrafe bis zum Einfachen der
Bemessungsgrundlage geahndet. Die Bemessungs-
grundlage ist zu errechnen:

a) bei vorsätzlichen Eingriffen in das Alkohol-
monopol nach dem höchsten Verkaufspreis
für unverarbeiteten Alkohol, berechnet nach
der im Alkohol oder in einer alkoholhaltigen
Ware enthaltenen Alkoholmenge,

b) bei vorsätzlichen Eingriffen in das Salz-
monopol nach dem gemeinen Wert für
Speisesalz,

e) bei vorsätzlichen Eingriffen in das Tabakmo-
nopol für Monopolgegenstände, für die ein
Inlandverschleißpreis festgesetzt ist, nach
diesem, für andere Monopolgegenstände
nach dem Inlandverschleißpreis der nach
Beschaffenheit und Qualität am nächsten
kommenden Monopolgegenstände und,
wenn ein solcher Vergleich nicht möglich
ist, nach dem gemeinen Wert.

(3) Auf Verfall ist nach Maßgabe des § 17 zu
erkennen; er umfaßt auch die Rohstoffe, Hilfs-
stoffe, Halbfabrikate, Geräte und Vorrichtungen."

13. In der Überschrift zu § 45 tritt an die Stelle
des Wortes „Branntweinmonopols" das Wort
„Alkoholmonopols".

14. § 46 lautet*
„§ 46. (1) Der Monopolhehlerei macht sich

schuldig, wer vorsätzlich
a) Monopolgegenstände (§17 Abs. 4) oder

Erzeugnisse aus Monopolgegenständen, hin-
sichtlich welcher in Monopolrechte einge-
griffen wurde, kauft, zum Pfand nimmt oder
sonst an sich bringt, verheimlicht oder
verhandelt,

b) den Täter eines in lit. a bezeichneten
Finanzvergehens nach der Tat dabei unter-
stützt, eine Sache oder Erzeugnisse aus einer
Sache, hinsichtlich welcher das Finanzver-
gehen begangen wurde, zu verheimlichen
oder zu verhandeln.

(2) Die Monopolhehlerei wird mit einer Geld-
strafe bis zum Einfachen der Bemessungsgrundlage
(§ 44 Abs. 2) geahndet. Auf Verfall ist nach
Maßgabe des § 17 zu erkennen.

(3) Wer eine der im Abs. l bezeichneten Taten
fahrlässig begeht, ist mit einer Geldstrafe bis zur
Hälfte der Bemessungsgrundlage (§ 44 Abs. 2) zu
bestrafen.

(4) Die Monopolhehlerei ist ohne Rücksicht
darauf strafbar, ob der Eingriff in Monopolrechte
geahndet werden kann."

15. Im § 47 Abs. l entfallen die Zahl 42 und der
anschließende Beistrich.

16. Als § 48 a einschließlich der Überschrift wird
nach 5 48 eingefügt:
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„Herbeiführung unrichtiger Präferenznachweise

§ 48 a. (1) Der Herbeiführung unrichtiger
Präferenznachweise macht sich schuldig, wer

1. in einem Verfahren zur Erteilung eines
Präferenznachweises oder

2. bei Ausstellung eines Präferenznachweises
oder einer Lieferantenerklärung oder

3. in einem Nachprüfungsverfahren
vorsätzlich oder fahrlässig unrichtige oder unvoll-
ständige Angaben macht oder unrichtige oder
unvollständige Unterlagen vorlegt.

(2) Die Tat wird mit einer Geldstrafe geahndet,
deren Höchstmaß bei vorsätzlicher Begehung
400 000 S, bei fahrlässiger Begehung 40 000 S
beträgt. Die Tat unterliegt nicht der gesonderten
Verfolgung nach § 228 StGB."

17. §51 wird wie folgt geändert:

a) Abs. l lit. e lautet:
„e) Maßnahmen der in den Abgaben- oder

Monopolvorschriften vorgesehenen Zollauf-
sicht oder sonstigen amtlichen Aufsicht
erschwert oder verhindert oder die Pflicht,
an solchen Maßnahmen mitzuwirken, ver-
letzt,"

b) Abs. l lit. f lautet:
,,f) eine zollrechtliche Gestellungspflicht ver-

letzt."

18. § 53 Abs. 2 lit. b lautet:
,,b) der Abgabenhehlerei nach § 37 Abs. l mit

Sachen oder mit Erzeugnissen aus Sachen,
hinsichtlich derer ein Schmuggel, eine Ver-
zollungsumgehung oder , eine Verkürzung
von Eingangs- oder Ausgangsabgaben began-
gen wurde."

19. §58 Abs. l wird wie folgt geändert:

a) lit. a lautet:
,,a) für Finanzvergehen, die bei oder im Zusam-

menhang mit der Ein-, Aus- oder Durchfuhr
von Waren begangen werden und für
Finanzvergehen, durch welche sonst Abga-
ben- oder Monopolvorschriften, deren Hand-
habung der Zollverwaltung oder ihren
Organen obliegt, verletzt werden, die Haupt-
zollämter Wien, Linz, Salzburg, Graz,
Klagenfurt, Innsbruck und Feldkirch, wenn
diese Finanzvergehen in ihrem Bereich
begangen oder entdeckt worden sind;"

b) lit. b lautet:
,,b) für Abgabenhehlerei und Monopolhehlerei

die unter lit. a bezeichneten Zollämter, wenn
diese Finanzvergehen in ihrem Bereich
begangen oder entdeckt worden sind;"

c) lit. c entfällt.

d) In der lit. f tritt an die Stelle der Worte
„Abgaben- oder Monopolvorschriften" das Wort
„Abgabenvorschriften".

20. § 82 Abs. 3 wird- wie folgt geändert:

a) In der lit. c entfällt das letzte Wort „oder".

b) In der lit. d tritt an die Stelle des Punktes ein
Beistrich und wird das Wort „oder" angefügt.

c) Als lit. e wird angefügt:
„e) wenn die Tat im Ausland begangen und der

Täter dafür schon im Ausland gestraft
worden ist und nicht anzunehmen ist, daß
die Finanzstrafbehörde eine strengere Strafe
verhängen werde."

21. Im § 90 Abs. 2 treten an die Stelle der Worte
„im Zollgrenzbezirk" die Worte „in Grenznähe".

22. § 120 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Beantwortung von Ersuchschreiben
gemäß Abs. l, die sich auf Straftaten einer
bestimmten Person beziehen, darf mit dem
Hinweis auf bestehende gesetzliche Verpflichtun-
gen zur Verschwiegenheit oder darauf, daß es sich
um automationsunterstützt verarbeitete personen-
bezogene Daten handelt, nur dann abgelehnt
werden, wenn diese Verpflichtungen Abgabenbe-
hörden gegenüber ausdrücklich auferlegt sind oder
wenn der Beantwortung überwiegende öffentliche
Interessen entgegenstehen, die im einzelnen
anzuführen und zu begründen sind."

23. Im $ 124 Abs. l und im § 136 tritt jeweils an
die Stelle des Buchstaben „d" der Buchstabe „e".

24. Im § 138 Abs. 2 lit. d entfällt der Strichpunkt
und es wird angefügt:

„oder einer im Ausland verbüßten Strafe (§ 23
Abs. 6);"

25. §146 wird wie folgt geändert:

a) Im Abs. l tritt an die Stelle des Betrages von
„8 000 S" der Betrag von „10 000 S".

b) Im Abs. 2 lit. b treten an die Stelle der
Zitierung „§ 44 Abs. l lit. c" die Zitierung „§ 44
Abs. l lit. b" und an die Stelle des Betrages von
„4 000 S" der Betrag von „5 000 S".
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26. Im §174 Abs. 2 treten an die Stelle der
Worte „Im Zollgrenzbezirk" die Worte „In
Grenznähe"

27 Im §197 Abs. 4 treten an die Stelle des
ersten Satzes -folgende Sätze:

„Personen, die nach Abs. 3 festgenommen wurden,
sind durch die Finanzstrafbehörde erster Instanz
unverzüglich zur Sache sowie zu den Voraus-
setzungen der Verwahrungshaft zu vernehmen
und, wenn sich dabei ergibt, daß kein Grund zur
weiteren Anhaltung vorhanden ist, sogleich frei-
zulassen. Ist jedoch die weitere Anhaltung des
Festgenommenen erforderlich, so ist er ohne
unnötigen Aufschub, längstens aber binnen
48 Stunden nach der Festnahme dem zuständigen
Gericht einzuliefern. In diesem Fall ist rechtzeitig
der Staatsanwalt zu verständigen; erklärt dieser,
daß er keinen Antrag auf Verhängung der
Untersuchungshaft stellen werde, so ist der
Festgenommene sogleich freizulassen. Eine vorläu-
fige Abnahme der Reisepapiere oder der zur
Führung eines Fahrzeuges erforderlichen Papiere
mit Zustimmung des Staatsanwaltes nach § 177
Abs. 3 StPO obliegt der Finanzstrafbehörde erster
Instanz."

28. §. 200 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In der lit. a tritt an die Stelle des Strich-
punktes ein Punkt und entfällt der letzte Halbsatz.

b) In der lit. c tritt an die Stelle der Wendung
„Anordnung von Haftprüfungsverhandlungen
(§ 195 StPO)" die Wendung „Anberaumung von
Haftverhandlungen (§§ 181 und 182 StPO)"

c) In der lit. d tritt an die Stelle des Wortes
„Haftprüfungsverhandlungen" das Wort „Haft-
verhandlungen"

29 Auf die Hinterziehung von Einnahmen des
Branntweinmonopols oder des Salzmonopols, auf
die fahrlässige Verkürzung von Einnahmen des
Branntweinmonopols oder des Salzmonopols sowie
auf Finanzvergehen betreffend den Branntweinauf-
schlag und den Monopolausgleich und die im
§ 114 des Alkohol — Steuer und Monopolgesetzes
genannten Vorschriften ist unabhängig vom Zeit-
punkt ihrer Begehung das Finanzstrafgesetz in der
bis zum Inkrafttreten dieses Artikels geltenden
Fassung weiterhin anzuwenden.

30. Der Artikel X tritt gleichzeitig mit dem
Vertrag über den Beitritt der Republik Österreich
zur Europäischen Union *) in Kraft.

*) Die Kundmachung des Vertrages und seines
Inkrafttretens wird zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen.

Klestil
Vranitzky

682. Bundesgesetz, mit dem das Grunder-
werbsteuergesetz 1987, die Bundesabgaben-
ordnung, das Gerichtsgebührengesetz und das
Gerichtliche Einbringungsgesetz 1962 geän-

dert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

G r u n d e r w e r b s t e u e r g e s e t z 1 9 8 7

Das Grunderwerbsteuergesetz 1987, BGBl.
Nr. 309/1987, wird wie folgt geändert:

/. $ 10 Abs. l lautet:

„(1) Über Erwerbsvorgänge, die diesem Bundes-
gesetz unterliegen, ist bis zum 15. Tag des auf den
Kalendermonat, in dem die Steuerschuld entstan-
den ist, zweitfolgenden Monats beim Finanzamt
eine Abgabenerklärung unter Verwendung eines
amtlichen Vordrucks in dreifacher Ausfertigung
vorzulegen. Sind Erwerbsvorgänge von der
Besteuerung ausgenommen, so ist die Abgabener-
klärung bis zum 15. Tag des auf den Kalender-
monat, in dem die Steuerschuld entstanden wäre,
zweitfolgenden Monats vorzulegen. Ist über den
Erwerbsvorgang eine Schrift (Urkunde, Beschluß,
usw.) ausgefertigt worden, so ist sie der Abgaben-
erklärung in Abschrift anzuschließen. Diese Ver-
pflichtungen entfallen insgesamt bei Erwerbsvor-
gängen, für die gemäß § 11 eine Selbstberechnung
der Steuer erfolgt."

2. Im § 10 Abs. 3 lautet der erste Halbsatz:

„Eine Abgabenerklärung (Abs. 1) ist bis zum
15. Tag des auf den Kalendermonat, in dem die
Leistung gewährt wird, zweitfolgenden Monats
jedenfalls dann vorzulegen,"

3. § 11 erhält die Bezeichnung „§ 17"; weiters
wird der Wortlaut wie folgt geändert:

a) Im Abs. 4 wird als zweiter Satz angefügt:

„Bei Selbstberechnung ist in den Fällen der Abs. l
bis 3 die Steuer entsprechend festzusetzen oder ein
Bescheid zu erlassen, wonach die Steuer nicht
festgesetzt wird."

b) Im Abs. 5 tritt an die Stelle der Wortfolge
„Ablauf des Kalenderjahres" die Wonfolge „Ablauf
des fünften Kalenderjahres"; als letzter Satz wird
angefügt:

„Die Frist endet keinesfalls jedoch vor Ablauf eines
Jahres nach Wirksamwerden der Festsetzung."

4. § 12 erhält die Bezeichnung §18.
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5. Als §§ 11 his 16 werden eingefügt:

„Befugnis zur Selbstberechnung

§ 11. (1) Rechtsanwälte und Notare (Partei-
envertreter) sind nach Maßgabe der §§12 bis 14
befugt, die Steuer für Erwerbsvorgänge, die diesem
Bundesgesetz unterliegen, mit Ausnahme von
gemäß § 3 Abs. l Z 2 und 3 steuerbefreiten
Erwerbsvorgängen sowie von zusätzlichen oder
nachträglichen Leistungen im Sinne des § 10
Abs. 3, als Bevollmächtigte eines Steuerschuldners
selbst zu berechnen. Sie sind weiters befugt, für
solche Erwerbsvorgänge eine Erklärung gemäß
§ 12 beim Grundbuchsgericht vorzulegen. Die
Anwendung des § 17 ist von der Selbstberechnung
ausgenommen.

(2) Das für die Erhebung der Steuer sachlich
zuständige Finanzamt, von dessen Bereich aus der
Parteienvertreter seine Berufstätigkeit vorwiegend
ausübt, kann die Befugnisse gemäß Abs. l mit
Bescheid aberkennen, wenn der Parteienvertreter

1. vorsätzlich oder grob fahrlässig abgaben-
rechtliche Pflichten verletzt oder

2. die Bestimmungen der §§ 13 bis 15 verletzt.

Die Aberkennung kann für mindestens drei Jahre
oder unbefristet erfolgen. Sie ist hinsichtlich des
Amtsbereiches aller sachlich zuständigen Finanz-
ämter wirksam. Von der Aberkennung sowie von
deren Aufhebung (Abs. 3) sind die vier Präsidenten
der Oberlandesgerichte zu verständigen.

(3) Bei unbefristeter Aberkennung kann frühe-
stens fünf Jahre nach Aberkennung auf Antrag des
Parteienvertreters der Aberkennungsbescheid auf-
gehoben werden, wenn glaubhaft ist, daß der
Parteienvertreter in Hinkunft seinen abgabenrecht-
lichen Pflichten nachkommen wird.

Selbstberechnungserklärung

§ 12. Der Parteienvertreter ist befugt, unter
Verwendung des amtlichen Vordrucks gegenüber
dem Grundbuchsgericht je Erwerbsvorgang zu
erklären, daß eine Selbstberechnung g'emäß § 11
vorgenommen worden ist und die Grunderwerb-
steuer sowie die Eintragungsgebühr nach dem
Gerichtsgebührengesetz gemäß § 13 abgeführt
werden. Auf der Selbstberechnungserklärung sind
überdies anzugeben

1. der Wert, der der Selbstberechnung der
Eintragungsgebühr nach dem Gerichtsgebüh-
rengesetz zugrunde gelegt worden ist (Be-
messungsgrundlage),

2. der Betrag der selbst berechneten Eintra-
gungsgebühr,

3. die Erklärung, daß die Eintragungsgebühr
nicht zurückgezahlt und kein Antrag auf
Zurückzahlung der Eintragungsgebühr ge-
stellt worden ist.

Die Selbstberechnungserklärung muß diese Anga-
ben auch dann enthalten, wenn keine Grunder-
werbsteuer bzw. Eintragungsgebühr anfällt.

Erhebung der Steuer bei Selbstberechnung

§ 13. (1) Parteienvertreter haben für Erwerbs-
vorgänge eines Kalendermonats, für die sie eine
Selbstberechnung vornehmen, spätestens am fünf-
zehnten Tag (Fälligkeitstag) des auf den Kalender-
monat, in dem die Steuerschuld entstanden ist öder
im Falle steuerbefreiter Erwerbsvorgänge entstan-
den wäre, zweitfolgenden Monats eine Anmeldung
beim Finanzamt vorzulegen. Aus der Anmeldung
muß sich ergeben, für welchen Steuerschuldner in
welchem Ausmaß die Steuer und die Eintragungs-
gebühren nach dem Gerichtsgebührengesetz selbst
berechnet und entrichtet wurden. Im Zweifel ist bei
den betreffenden Steuerschuldnern eine verhältnis-
mäßige Entrichtung anzunehmen. Die Anmeldung
gilt als Abgabenerklärung. Der Anmeldung sind
alle bezughabenden Angaben des Erfassungsbuches
(§ 14) je Erwerbsvorgang im Sinn des § 10 Abs. l
beizufügen. Die Anmeldung samt beigefügten
Angaben des Erfassungsbuches hat im Wege der
automationsunterstützten Datenübermittlung zu
erfolgen. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, das Verfahren der automationsunter-
stützten Datenübermittlung und den Inhalt der
Anmeldung durch Verordnung festzulegen, soweit
sich die Regelungen auf die gerichtlichen Ein-
tragungsgebühren beziehen, im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Justiz. In der Verordnung
kann vorgesehen werden, daß sich die Abgabenbe-
hörde einer bestimmten geeigneten öffentlichrecht-
lichen oder privatrechtlichen Übermittlungsstelle
bedienen kann.

(2) Ist über den Erwerbsvorgang eine Schrift
errichtet worden, so ist darauf ein Vermerk über
den Umstand der Selbstberechnung unter Hinweis
auf die Eintragung im Erfassungsbuch anzubrin-
gen.

(3) Ein gemäß § 201 BAO festgesetzter Steuer-
betrag hat den im Abs. l genannten Fälligkeitstag.
Die selbstzuberechnende Steuer ist spätestens am
Fälligkeitstag zu entrichten.

(4) Die Parteienvertreter haften für die Entrich-
tung der selbstberechneten Steuer.

Erfassungsbuch

§ 14. (1) Parteienvertreter haben unter Bedacht-
nahme auf die Lage des Grundstückes getrennt
nach Bundesländern Erfassungsbücher zu führen.

(2) Das Erfassungsbuch hat die für die Über-
wachung der vollständigen Erfassung der Erwerbs-
vorgänge und der Berechnung der Steuer sowie der
Eintragungsgebühren maßgebenden Angaben zu
enthalten. Insbesondere sind Angaben zur Beschrei-
bung des Grundstücks, zum Erwerber, zum
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Veräußerer und zum Erwerbsvorgang aufzuneh-
men. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, die Form und den Inhalt des Erfassungs-
buches mit Verordnung festzulegen, soweit sich die
Regelungen auf die gerichtlichen Eintragungsge-
bühren beziehen, im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Justiz.

(3) Die Eintragungen in das Erfassungsbuch sind
nach dem Datum der Vertragserrichtung geordnet
vorzunehmen. Hat der Parteienvertreter bei der
Errichtung der Vertragsurkunde über den Erwerbs-
vorgang nicht mitgewirkt oder wurde keine
Vertragsurkunde errichtet, so ist statt des Datums
der Vertragserrichtung der Tag des Auftrages zur
Selbstberechnung maßgebend.

Aufbewahrung, Überprüfung

§ 15. (1) Der Parteienvertreter hat das Erfas-
sungsbuch, die Abschriften (Durchschriften) der
Erklärungen (§ 12) und der Anmeldungen, die
Zweitschriften der vom Parteienvertreter vorgeleg-
ten Abgabenerklärungen (§ 10) sowie die Abschrif-
ten (Durchschriften, Gleichschriften) der über den
Erwerbsvorgang ausgefertigten Schriften sieben
Jahre aufzubewahren. Im übrigen ist § 132 BAO
anzuwenden.

(2) Die Abgabenbehörden sind .befugt, Prüfun-
gen hinsichtlich sämtlicher im Erfassungsbuch
aufzunehmenden Angaben (§ 14) durchzuführen.

Mitteilungspflicht

§ 16. Stellt sich die Unrichtigkeit der Bemes-
sungsgrundlage für die Selbstberechnung bei der
Grunderwerbsteuer oder eine unrichtige Entrich-
tung der selbstberechneten Eintragungsgebühr nach
dem Gerichtsgebührengesetz (Fehlbetrag nach § 4
Abs. 5 a des Gerichtsgebührengesetzes) heraus, so
hat das Finanzamt ohne unnötigen Aufschub, dem
Grundbuchsgericht die richtige Bemessungsgrund-
lage oder den zu entrichtenden Betrag an
selbstberechneter Eintragungsgebühr mitzuteilen.
Dies gilt sinngemäß, wenn eine Selbstberechnungs-
erklärung ausgestellt worden ist, aber eine Selbst-
berechnung der Eintragungsgebühr unterblieben
ist."

6. Art I Z l, 2, 4 und 5 ist auf Erwerbsvorgänge
anzuwenden, die nach dem 30. Juni 1995 ver-
wirklicht worden sind. Art I Z 3 ist anzuwenden,
wenn das Ereignis, das den Anspruch auf Nicht-
festsetzung oder Abänderung der Steuer begründet,
nach dem 31. Dezember 1993 eingetreten ist.

Artikel II

B u n d e s a b g a b e n o r d n u n g

Die Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/
1961, zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 68l/
1994, wird wie folgt geändert:

Im § 160 Abs. l wird folgender Satz angefügt:

„Solche Eintragungen dürfen auch vorgenommen
werden, wenn eine Erklärung gemäß § 12
Grunderwerbsteuergesetz 1987 vorliegt."

Artikel III

G e r i c h t s g e b ü h r e n g e s e t z

Das Gerichtsgebührengesetz, BGBl. Nr. 50l/
1984, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 624/1994, wird wie folgt geändert:

1 In § 2 Z 4 wird folgender Halbsatz angefügt:

„in den Fällen der Selbstberechnung der Grund-
erwerbsteuer (§ 11 Grunderwerbsteuergesetz 1987)
wird der Anspruch des Bundes auf die Ein-
tragungsgebühr nach Tarifpost 9 lit. b Z l bis 3
zu dem für die Fälligkeit der Grunderwerbsteuer
maßgebenden Zeitpunkt begründet;"

2. Im § 4 wird als Abs. 5 a angefügt:

„(5a) In den Fällen der Selbstberechnung (§ 11
Grunderwerbsteuergesetz 1987) ist die gerichtliche
Eintragungsgebühr bei dem für die Erhebung der
Grunderwerbsteuer zuständigen Finanzamt zu
entrichten; wurde aber die Eintragungsgebühr
nicht oder in zu geringer Höhe entrichtet, so ist
der Fehlbetrag und der im § 31 Abs. 5 angeführte
Mehrbetrag abweichend von dieser Regelung nach
den Bestimmungen des Gerichtlichen Einbringungs-
gesetzes 1962 einzubringen."

3. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Abs. l zweiter Satz lautet:

„Wenn keine Selbstberechnung nach § 11 des
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 vorgenommen
wurde, hat das Finanzamt diesen Betrag (Bemes-
sungsgrundlage) in der Unbedenklichkeitsbeschei-
nigung anzugeben; dies gilt auch für den Fall, als
die Vorschreibung der Grunderwerbsteuer oder der
Erbschafts- und Schenkungssteuer unterbleibt."

b) Nach Abs. l wird als Abs. l a eingefügt:

„(l a) Stellt sich die Unrichtigkeit der Angaben
in der Selbstberechnungserklärung nach §12 des
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 nachträglich —
beispielsweise auf Grund einer Mitteilung des
Finanzamts nach § 16 des Grunderwerbsteuerge-
setzes 1987, eines die Grunderwerbsteuer betref-
fenden abgabenbehördlichen Verfahrens oder einer
Anfrage einer mit der Einbringung der Ein-
tragungsgebühr betrauten Stelle — heraus, so ist
die Eintragungsgebühr von Amts wegen neu zu
bemessen; dies gilt auch dann, wenn sich die
Unrichtigkeit der Angaben erst nach Eintritt der
Rechtskraft der Gebührenvorschreibung heraus-
stellt."
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4. Nach § 26 wird als S 26 a samt Überschrift
eingefügt:

„Mitteilungspflicht

§ 26 a. Stellt sich bei Erledigung des Grund-
buchsantrags heraus, daß die in der Selbstberech-
nungserklärung nach § 12 des Grunderwerbsteuer-
gesetzes 1987 angegebene Bemessungsgrundlage
offenbar unrichtig ist, so hat das Grundbuchsge-
richt hievon das zur Erhebung der Grunderwerb-
steuer zuständige Finanzamt ohne unnötigen
Aufschub zu verständigen."

5. § 30 wird wie folgt geändert:
a) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 2 a. ein-

gefügt:

„(2 a) Wird der Anspruch des Bundes auf eine
Eintragungsgebühr zu dem für die Fälligkeit der
Grunderwerbsteuer maßgebenden Zeitpunkt be-
gründet (§ 2 Z 4 zweiter Halbsatz), so ist die
entrichtete Gebühr auf Antrag der Partei, die die
Gebühr beigebracht hat, zurückzuzahlen, wenn die
Grundbuchseintragung nicht vorgenommen wurde
und wenn der Rückzahlungswerber eine Bescheini-
gung des für die Erhebung der Grunderwerbsteuer
zuständigen Finanzamts vorlegt, daß die Ein-
tragungsgebühr beim Finanzamt entrichtet worden
ist. Wird nach Rückzahlung der Gebühr die
Eintragung bewirkt, so wird die Gebühr zu dem
im § 2 Z 4 zweiter Halbsatz angeführten Zeitpunkt
fällig; in diesem Fall ist die Gebühr nach den
Bestimmungen des Gerichtlichen Einbringungsge-
setzes 1962 einzubringen."

b) Abs. 4 lautet:

„(4) Der Anspruch auf Rückzahlung erlischt fünf
Jahre nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die
Gebühr entrichtet wurde."

6. Dem §31 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) Wurde in den Fällen der Selbstberechnung
(§ 11 Grunderwerbsteuergesetz 1987) die gericht-
liche Eintragungsgebühr bei dem für die Erhebung
der Grunderwerbsteuer zuständigen Finanzamt
nicht oder in zu geringer Höhe entrichtet, so ist
von den zur Zahlung verpflichteten Personen
neben der fehlenden Gebühr ein Mehrbetrag von
50% des ausstehenden Betrages zu erheben; der
Mehrbetrag darf jedoch 3 000 S nicht übersteigen.
Für den Fehlbetrag sowie den Mehrbetrag haftet
als Bürge und Zahler mit den zur Zahlung der
Gebühr verpflichteten Personen der im § 11 Abs. l
des Grunderwerbsteuergesetzes 1987 angeführte
Parteienvertreter, der den Schriftsatz, durch dessen
Überreichung der Anspruch des Bundes auf die
Eintragungsgebühr begründet wurde, verfaßt oder
überreicht hat."

Artikel IV

G e r i c h t l i c h e s E i n b r i n g u n g s g e s e t z
1962

Das Gerichtliche Einbringungsgesetz 1962,
BGBl. Nr. 288/1962, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 343/1989, wird wie folgt
geändert:

§ 8 Abs. T erster Satz lautet:

Der Anspruch des Bundes auf Bezahlung der
Gebühren und Kosten und der Anspruch auf
Rückerstattung von unrichtig berechneten Gebüh-
ren und Kosten verjähren in fünf Jahren."

Klestil

Vranitzky

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei


